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S
Spätestens als sich die CDU-geführten
Bundesländer im vergangenen Jahr dem
Ansinnen der „Berliner Rot/Roten Pleite-
koalition“ anschlossen, die Einkommen
und Versorgungsbezüge der Beamtinnen
und Beamten und Versorgungsempfän-
ger zu kürzen, stand die „Superkoalition
gegen den öffentlichen Dienst“ als ge-
schlossene Front auch gegen die Polizei
in Deutschland.

Spätestens zu diesem Zeitpunkt war
klar, dass dies ein Jahr der Proteste und
des Kampfes gegen eine Politik des per-
spektivlosen Sozialabbaus werden wür-
de. Zahllose Kampfaktionen haben be-
reits stattgefunden und der kommende
Herbst wird ein „heißer Herbst“ werden,
keine Frage. Dabei konnten bisher nur
die schlimmsten Pläne verhindert wer-
den, die uns Einkommenskürzungen von
immerhin mehr als 20 % „beschert“ hät-
ten.

Es war zu erwarten, dass dies auch wie-
der die Stunde derjenigen sein würde,
die mit ihrer Forderung nach einem
Streikrecht für die Polizeibeamtinnen
und -beamten an die Öffentlichkeit, und
neuerdings sogar vor den Europäischen
Gerichtshof gehen. Und es überrascht
auch nicht, dass zu organisierter mas-
senhafter Arbeitsverweigerung aufgeru-
fen werden soll, um politischen Druck zu
machen.

Bei allem Zorn und verständlicher Wut
über den brutalen und heimtückischen
Umgang der Politiker mit der sozialen
Situation unserer Familien halte ich es
trotzdem für notwendig, die Nerven zu
bewahren und politischen Rattenfängern
nicht ins Netz zu gehen. 

So richtig es ist, diejenigen politisch zu
bekämpfen, die uns derart im Stich
gelassen und uns hintergangen haben
(und hier haben diejenigen die größte

der selbst verliehene Ehrentitel „Partei der
Inneren Sicherheit“ entzogen werden. Wer
uns in die Taschen greift oder mit roten,
grünen und dunkelroten Pleitemanagern
der Politik im Bundesrat paktiert, kann
starke Sprüche über Sicherheit machen,
wie er will, er ist kein Freund der Polizei!

Aber über unseren energischen Kampf
zur Wiederherstellung sozialer Gerech-
tigkeit dürfen wir unsere Kraft zur
Gestaltung der Zukunft der Polizei und
des öffentlichen Dienstes nicht verges-
sen.

Nur diejenigen werden diese schwierige
Situation nämlich wirklich gut bestehen,
die auch Antworten auf die Fragen künfti-
ger Gestaltung unserer sozialen Siche-
rungssysteme, unserer Besoldung und Ver-
sorgung, unserer beruflichen Entwick-
lungsmöglichkeiten und der politischen,
moralischen und ethischen Handlungs-
grundlagen auch für künftige Polizisten-
generationen geben können.

Dabei müssen die effektive und dauer-
hafte Abwehr von politischer Habgier,
durch unabhängige Selbstverwaltung
unserer Altersversorgung und der Ein-
richtung einer den spezifischen Anforde-
rungen an unseren Beruf entsprechen-
den eigenen Besoldungsordnung für die
Polizei genauso angepackt werden, wie
die Sicherung und Fortentwicklung des
Berufsbeamtentums in Deutschland, auf
dessen stabilisierende Wirkung und
gesellschaftlichen wie wirtschaftlichen
Fortschritt ermöglichende Dynamik
unser Land nicht wird verzichten können,
schon gar nicht in diesen schwierigen
Zeiten.

Einige Ideologen haben nämlich nur dar-

auf gewartet, dass dieses Berufsbeam-

tentum jetzt zur Disposition gestellt

wird. Diesen Gefallen sollten wir ihnen

nicht tun.

Verantwortung, die im Bundesrat die
Mehrheit stellen...), so falsch wäre es,
ausgerechnet unsere letzten Verbünde-
ten, die Bürgerinnen und Bürger unseres
Landes, zu Geiseln falscher Politik dieser
Parlamentarier zu machen.

Ein Streik oder streikähnliche Maßnah-
men verstoßen nach meiner festen Über-
zeugung gegen die ethischen Grundlagen
unseres Berufes und würden uns auf die-
selbe Stufe mit denjenigen stellen, die mit
ihrer primitiven Kürzungspolitik den
Boden des politischen Anstandes längst
verlassen haben.

Im Übrigen ist in allen europäischen Län-
dern, die ein Streikrecht für Polizeibeam-
te haben, eine Mindestbesatzung in den
Dienststellen stets vorgeschrieben. Die-
sen Zustand haben wir bundesweit
schon lange, dafür hat zigtausendfacher
Personalabbau längst gesorgt.

Ein organisierter Boykott dienstlicher
Pflichten trifft diejenigen überhaupt
nicht, die die Verantwortung für das Des-
aster tragen, sondern nur die Bevölke-
rung. Deshalb ist dies der falsche Weg.

Vielmehr kommt es jetzt darauf an, wei-
ter in gezielten Aktionen gegen die ver-
antwortlichen politischen Parteien und
ihre Repräsentanten Druck aufzubauen
und unseren Protest anhaltend zu arti-
kulieren, um politische Entscheidungen
zu beeinflussen.

Hierzu müssen insbesondere Wahlkämp-
fe genutzt werden, von denen uns ja
einige bevorstehen. Politiker sind nur
damit zu beeindrucken, dass wir
gemeinsam mit der Bevölkerung auf die
Suche nach demokratischen Alternativen
gehen und diejenigen politisch abstra-
fen, die die Belegschaft nach Gutsher-
renmanier behandeln.

Und der Christlich Demokratischen Union
Deutschlands muss in aller Deutlichkeit

Rainer Wendt, Erster stellvertretender Bundesvorsitzender:

Kämpfen 
und gestalten

Politische Rattenfänger wollen das Streikrecht und zerstören unsere
Berufsethik
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Die „Väter und Mütter“ der
neuen blauen Hamburger
Polizeiuniform haben sich
einen weiteren unkonven-
tionellen Weg ausgedacht,
um die Finanzierung der
Erstausstattung aus Spen-
den und nicht aus Steuer-
mitteln sicherzustellen: Die
Hamburger Sponsor-Aktie.

Die Hamburger Sponsor-
Aktie kann zum Preis von
40,– Euro erworben werden.
Sie wird nur in kleinen
Stückzahlen exklusiv für die
Finanzierung der neuen Poli-
zeiuniformen gedruckt. Die-
se Aktie ist sicher ein ausge-
fallener Geschenkartikel und
wegen ihrer Exklusivität
auch ein richtiger Geheim-
tipp für Sammler von Poli-
zeieffekten

Der Erlös aus dem Verkauf
dient ausschließlich der
Finanzierung der neuen Poli-
zeiuniformen. 

Jede Sponsoraktie ist ein
Unikat. Sie ist vom Hambur-
ger Innensenator sowie von
Polizeipräsident Udo Nagel
signiert und handnumme-
riert. 

Und jetzt der Sammler-Clou:
Wie bekannt, hat es an der

Spitze der Hamburger
Innenbehörde einen Wech-
sel gegeben. Dieser Wechsel
wurde bei den Sponsor-Akti-
en noch nicht vollzogen. Wer
jetzt schnell ordert, kann
noch eine Rarität erwerben.
Die bereits gedruckten Akti-
en mit der Unterschrift des
bisherigen Amtsinhabers
Ronald Schill werden noch
verkauft. Ein Schnäppchen
für Sammler!!

Erhältlich ist die Aktie bei: 

Apogé de Colani GmbH
Tel: 0 40 - 66 90 96 97
Fax: 0 40 - 67 08 16 98
hamburg@apoge.de

Checkpoint Harley GmbH
Nedderfeld 96
22529 Hamburg

Harley-Davidson Nord
Saseler Bogen 18
22393 Hamburg

Wer sich näher informieren
möchte:
www.polizeiuniform.
hamburg.de

Treuhandkonto 
Konto: Apogé de 
Colani-Uniformen
Konto Nr: 1280 10 44 88
BLZ 200 505 50
Hamburger Sparkasse

4

Sammler aufgepasst!
Hamburger Uniformaktie lässt Sammlerherzen
höher schlagen.
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Anlässlich der Akademietage des
Studienganges 2002/2003 an der
PFA Münster zum Thema „Islami-
stischer Terrorismus“ hatte die
DPolG Gelegenheit, ihre Position
zur Frage der Beteiligung der Bun-
deswehr bei der Aufrechterhal-
tung der Inneren Sicherheit“ dar-
zulegen.
„Ich kann nicht nachvollziehen,
warum ein Soldat zwar einen Pan-
zer, nicht aber einen Opel bei der
Polizei fahren kann. Mit diesem
Ausspruch des ehemaligen Bun-
desinnenministers Manfred
Kanther muss man sich nicht wei-
ter auseinandersetzen – schon gar
nicht hier an einer Hochschule. Er
war und ist – gelinde gesagt – ein-
fach dümmlich“, so Kollege Ger-
hard Vogler in seinem Eingangs-
statement, der als Ehrenvorsitzen-
der die DPolG vertrat.

Dieser Ausspruch des Herrn
Kanther zeigt aber auch eines: 

Der Ruf nach Einsatz von Streit-
kräften im Bereich der Inneren
Sicherheit ist nicht neu. Er hat
sich, natürlich mit anderen
Begründungen, wiederholt. Nun-
mehr liegt als Folge des 11. Sep-
tember 2001 und des Irak-Krieges
sowie deren Auswirkungen auf die
Innere Sicherheit auch in Deutsch-
land die politische Forderung nach
einer einschlägigen Änderung
bzw. Ergänzung des Grundgeset-
zes auf dem Tisch. Der irre Flieger
von Frankfurt goss zudem emotio-
nal Wasser auf die Mühlen der
Einsatzbefürworter. Solchem
Ansinnen liegen zweierlei Beweg-
gründe zugrunde:

1. Entlastung der Polizei von Auf-
gabenstellungen im Objektschutz
und damit einhergehend Entla-
stung der Personalhaushalte.

Die Polizei ist nach in allen Län-
dern durchgesetzten laufbahn-
rechtlichen Strukturverbesserun-
gen für so manchen Politiker
betriebswirtschaftlich gesehen zu
teuer geworden. Es gibt einfache-
re Tätigkeiten, so z. B. den Ob-
jektschutz, für die ein Hauptkom-
missar betriebswirtschaftlich zu
teuer ist. Zur Entlastung der Perso-
nalhaushalte wird nach „billige-

ren“ Kräften gesucht. Soldaten,
vielleicht sogar Wehrpflichtige,
sind „billiger“ im Sinne von preis-
werter.

Der 2. Beweggrund: Aufgaben-
stellungen, für die die Polizeien
logistisch nicht gerüstet sind. 

Typische Beispiele hierfür sind die
Abwehr und die Bekämpfung von
sog. ABC-Anschlägen sowie die
Abwehr von terroristischen
Anschlägen aus der Luft.

Kein Politiker wird so dumm sein,
diesen Spar-Grund öffentlich zu
nennen. Aber: Weder haben wir in
Deutschland einen Verteidigungs-
fall noch hat der Bundestag den
Spannungsfall ausgerufen, noch
besteht eine drohende Gefahr für
den Bestand oder die freiheitliche
demokratische Grundordnung des
Bundes oder eines Landes. 

Nur bei Vorliegen dieser Voraus-
setzungen kann nach geltender
Rechtslage (Art. 87 a GG) Streit-
kräften zur Unterstützung der
Polizei die Bewachung ziviler
Objekte übertragen werden. 

Wenn also Befürworter eines Bun-
deswehreinsatzes expressis verbis
der Bewachung von Trinkwasser-
anlagen, von Flugplätzen, von
anderen öffentlichen Einrichtun-
gen und Anlagen sowie von Bot-
schaften durch Soldaten das Wort
reden, so bräuchten sie hierfür
tatsächlich eine Verfassungsände-
rung. Denn: Dies alles sind keine
klassischen Verteidigungsmaß-
nahmen im Sinne von Art. 87 a
Abs. 1 und 2 GG. Sie sind bislang
auch nicht ausdrücklich an ande-
rer Stelle des GG als Einsatzmög-
lichkeit für Streitkräfte zugelas-
sen. 

Deshalb: Nur und ausschließlich
hierfür bräuchte man also eine
Grundgesetzänderung.
Die DPolG will dieses ausdrück-
lich nicht! 
Wir lassen uns angesichts einer
miserablen Personalausstattung
auch dann nicht aufs Glatteis
führen, wenn die Personalressour-
cen eben nach dem 11. September
und angesichts der Bedrohungsla-
ge durch den islamistischen Terro-
rismus immer enger werden. Frei-

lich überfordert uns diese Bedro-
hungslage im personellen Bereich.
Vor allem der Objektschutz fordert
seinen personellen Tribut.

Aber: Deswegen lassen wir den
von den Verfassungsgebern ganz
bewusst normierten Grundsatz
nicht verwässern, nämlich: Bun-
deswehr für die Äußere Sicher-
heit, Polizei und Verfassungs-
schutz für die Innere Sicherheit.

Weil aber bei auftretenden Proble-
men ein phantasieloses NEIN nir-
gendwo und niemals eine Lösung

ist, könnten wir uns vorstellen,
dass andere Länder dem Beispiel
von Berlin, Hamburg und Hessen
folgen und speziell für den Objekt-
schutz eine Wachpolizei zur Entla-
stung des polizeilichen Vollzugs-
dienstes aufstellen.

Damit brächten wir den unterfor-
derten und frustrierten Abiturien-
ten mit Fachhochschulausbildung
nach Monaten und Jahren wieder
vom Garten einer Botschaft
zurück an den Arbeitsplatz, für
den er oder sie ausgebildet ist und
weswegen er oder sie zur Polizei
gegangen ist.

Der Vorteil: Die Zuständigkeit
bleibt eindeutig bei der Polizei, wo
sie ja auch ausschließlich hin-
gehört.

Der Einwand, damit führen wir
wieder den mittleren Dienst ein,
ist unangebracht pessimistisch
gedacht. Natürlich gilt es, solchem
Ansinnen keinen Boden zu geben. 

Damit aber auch dies klar ist:

Ohne GG-Änderung kann und
muss die BW künftig, ihre eigenen
militärischen Anlagen einschließ-
lich von NATO-Einrichtungen
bewachen. Es ist nicht länger hin-
nehmbar, dass z.B. in Bad Aibling
in Oberbayern die Polizei mit teu-

rem Personal die Bewachung einer
militärischen, nachrichtendienstli-
chen Datenübermittlungsstation
übernehmen muss.

Dieser Beweggrund Nr. 1, also die
Entlastung der Polizei von Aufga-
ben insbesondere im Objektschutz
und Entlastung der Personalhaus-
halte, ist der eigentliche Auslöser
für die Forderung nach einem Ein-
satz der Bundeswehr im Innern
einschließlich einer entsprechen-
den Grundgesetzänderung. Um
dieses Ziel zu erreichen, werden
auf der emotionalen Ebene andere
Gründe vorgetragen, um nicht zu
sagen vorgeschoben, bei denen
anzunehmen ist, dass sie von der
Bevölkerung mitgetragen werden.
Es sind dies die unter 2. genannten
logistischen Beweggründe, also
solche Fälle, wo die Polizei de facto
gar nicht tätig werden kann.
Einsatz der Bundeswehr im Innern
z. B. zur Abwehr von ABC-Angrif-
fen, so eine typische aber auch
plumpe Forderung.
Jedem wird einleuchten, dass die
bei der Bundeswehr kostenträchtig
aufgebaute Logistik einschließlich
Spürpanzer und speziell geschul-
tem Personal nicht nur für Aus-
landseinsätze, z. B. in Kuweit, ver-
fügbar sein darf, sondern erst recht
im Bedarfsfall im eigenen Land.
Überhaupt keine Frage: Das wollen
alle. Das will auch die DPolG.
Nur, wo ist das rechtliche Problem?
Es gibt keines, schon gar nicht ein
verfassungsrechtliches!
Eines muss grundsätzlich gelten:
Eine staatliche Einrichtung, die im
Interesse des Allgemeinwohls
etwas kann, was andere Institutio-
nen nicht können – und darauf
liegt die Betonung –, darf auch im
Bereich der Inneren Sicherheit
nicht grundsätzlich tabuisiert wer-
den. 
Unser GG regelt dies im Bereich der
Amtshilfe (Art. 35) sehr genau. Ein
BW-Einsatz bei einer Naturkata-
strophe oder bei einem schweren
Unglücksfall ist expressis verbis in
Art. 35 Abs. 2 Satz 2 GG eindeutig
geregelt. Dies ist ja auch Praxis. 

Dass bei bakteriologischen und
chemischen Anschlägen die Logi-
stik und die Ausstattung der Bun-
deswehr ebenso wie bei Angriffen
aus der Luft im Rahmen der Amts-
hilfe angefordert und genutzt wer-
den kann und muss, ist an sich
ebenso eindeutig wie unbestritten.

Jedes Land kann nach der Termino-
logie des Art. 35 unter den dort

DPolG

Bundeswehr im Inneren:

DPolG: Aufgaben-
trennung beibehalten!
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genannten Voraussetzungen
Streitkräfte anfordern. Mehr noch:
Die Bundesregierung kann sogar
von sich aus bei länderübergrei-
fenden Unglücken und Naturkata-
strophen die Streitkräfte einset-
zen, nach dem Kommentar
„Maunz-Dürig-Herzog“ sogar
gegen den Willen einer oder meh-
rerer Landesregierungen. Dabei
haben die Streitkräfte nach herr-
schender Meinung führender Ver-
fassungsrechtler nicht nur techni-
sche Hilfeleistung zu erbringen,
sie haben sogar polizeiliche Befug-
nisse.

Wer also Naturkatastrophen und
mögliche bakteriologische oder
chemische Anschläge zur Grund-
lage seiner Pro-Grundgesetz-Argu-
mentation heranzieht, argumen-
tiert unredlich. Die Polizei wäre
bei Anschlägen der genannten Art
sowohl von der Ausbildung als
auch von der Sachausstattung her
auch gar nicht in der Lage. Der Ein-
satz der BW ist in diesen Fällen
nicht nur rechtlich möglich, son-
dern auch zwingend geboten.

Strittig, weil interpretationsbe-

dürftig, ist i. S. von Art. 35 Abs. 2
Satz 2 die Amtshilfe zur Abwehr
eines unmittelbar bevorstehen-
den schweren Unglücksfalls.

Der verwirrte Motorsegler von
Frankfurt muss herhalten, um
anderweitig ins Auge gefasste
Ausweitungen der Einsatzmög-
lichkeiten im Innern politisch
durchsetzbar zu machen.

Aber, so die eher pragmatisch
anstatt abstrakt theoretisch-juri-
stisch angelegte Interpretation:
Wenn die BW „bei einem beson-
ders schweren Unglücksfall“ von
einem oder mehrere Länder ange-
fordert oder von der Bundesregie-
rung auch ohne eine solche Anfor-
derung von sich aus eingesetzt
werden kann, so muss sie auch –
und eher erst recht – zur Verhin-
derung eben eines solchen
Unglücksfalls eingesetzt werden
können. Denn die Prävention
muss auch hier Vorrang haben. 

Der Flieger von Frankfurt kann
also ernsthaft nicht zur Be-
gründung einer notwendigen
Grundgesetzänderung herhalten.

Dass dieser Fall von Frankfurt

Regelungsbedarf offenbart hat,
liegt auf der Hand.

Kompetenz-Gerangel ist wohl das
größte Problem. Über dem Luf-
traum von Rhein-Main hätten drei
Landesregierungen, der Bundesin-
nenminister mit dem BGS und der
Verteidigungsminister, insgesamt
also fünf zuständige Stellen in
kürzester Zeit miteinander koope-
rieren und den Einsatz koordinie-
ren müssen. 

Hier liegt das Problem, nicht im
verfassungsrechtlichen Bereich.
Der Flieger von Frankfurt zeigt auf,
dass der Bund länderübergreifend
die Initiative ergreifen muss, um
im grundgesetzlichen Rahmen
gesetzgeberisch oder auch mit
Hilfe von Verwaltungsvereinba-
rungen ohne Kompetenzgerangel
mit klaren Vorgaben unsere Streit-
kräfte in diesem und in anderen
Fällen einsetzen zu können. 

Fazit:

Die DPolG plädiert dafür, dass

1. die Bundeswehr im Bereich der
Inneren Sicherheit überall dort
einzusetzen ist, wo das Grundge-
setz dies ausdrücklich vorsieht.

Es sind dies neben der Abwehr
einer drohenden Gefahr im Sinne
von Art. 87 a GG, insbesondere die
Fälle der Amtshilfe im Sinne von
Art. 35 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 GG,
also bei Naturkatastrophen und
besonders schweren Unglücksfäl-
len, worunter u. a. auch Anschläge
mit ABC-Waffen oder terroristische
Angriffe aus der Luft zu subsumie-
ren sind.

2. Die Streitkräfte sollen und müs-
sen ihre eigenen militärischen Ein-
richtungen sowie Einrichtungen
der NATO schützen. Für diesen
Bereich lehnen wir Objektschutz
durch die Polizei eines Landes oder
durch den BGS ab.

3. Eine grundgesetzliche Auswei-
tung der Einsatzmöglichkeiten der
Streitkräfte auf das Gebiet des
Objektschutzes für zivile Einrich-
tungen – außer im Verteidigungs-
und Spannungsfall, sowie bei einer
drohenden Gefahr für den Bestand
des Bundes oder eines Landes (Art.
87 a Abs. 2 und 3 GG) – lehnt die
DPolG wegen der im Grundgesetz
gewollten strikten Aufgabentren-
nung ab.
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A
Als Maria Böhmichen, 20, und Oli-
ver Schinkmann, 23, vor knapp
drei Jahren ihre Ausbildung bei der
Berliner Polizei begannen, war
Hamburg für sie kein Thema. Mitt-
lerweile tragen beide den Stern
mit dem hanseatischen Wappen
an der Mütze. Sie sind aus Berlin
weggegangen, weil sie dort keine
berufliche Perspektive sahen. „Wir
hatten schon im ersten Ausbil-
dungsjahr Gerüchte gehört, dass
nicht alle übernommen werden“,
sagt Schinkmann. Aber erst zum
Ende des zweiten Ausbildungsjah-
res habe man endgültig „die Katze
aus dem Sack gelassen“.

In dieser Situation hörten sie auf
dem „Flurfunk“ von dem Angebot
aus Hamburg. „Wir sind dann auf
eine Info-Veranstaltung in der
Hamburger Vertretung in Berlin
gegangen. Dort war es proppen-
voll“, sagt Maria Böhmichen. Was
die Hamburger Polizisten zu er-
zählen hatten, klang gut. Fast zu
gut für die Polizeischüler, die in
Berlin unter knappen Etats litten. 

Deswegen konnten sie zunächst
den Erzählungen der Kollegen von
der Elbe gar nicht glauben. „Wir
sind privat nach Hamburg gefah-
ren und haben an den Wachen
geguckt, ob dort tatsächlich Mer-
cedes gefahren wird, dass wirklich
alle Kollegen ihre eigene Schutz-
weste haben und dass es tatsäch-
lich Lederjacken für alle Beamten
gibt“, sagt Schinkmann. Es stimm-
te. Beide schickten ihre Bewer-
bung. Nach zwei Wochen hatten
sie die Zusage.

Für Schinkmann war der Wechsel
von der Spree an die Elbe nicht
leicht. „Ich bin in Berlin geboren,
habe dort meine Freunde und
meine Familie.“ Für seine Kollegin
war der Wechsel einfacher. Sie ist
aus Sachsen-Anhalt, hatte sich
schon bei der Ausbildung in Berlin
darauf eingestellt, in einer ande-
ren Stadt eine neue Existenz auf-
zubauen. Am 28. Februar wurden
beide, zusammen mit anderen
Kollegen, die nach Hamburg gin-
gen, in Berlin ausgekleidet. „Da
sind wirklich viele Tränen geflos-
sen“, sagt Schinkmann. Den Wech-
sel haben sie dennoch nicht
bereut. „Wir konnten uns aussu-

chen, mit welchen Kollegen wir in
eine Einheit wollten“, sagt Schink-
mann. „Das hätte es in Berlin nicht
gegeben.“ „Alle haben uns gehol-
fen, wo es nur geht“, sagt Maria
Böhmichen. „Das Klima in der
Polizei ist ganz anders, richtig toll.
Unser Hundertschaftsführer kann-
te sogar schnell unsere Namen, als
ob er sich abends hingesetzt und
sie gelernt hat. Das hat mich völlig
verdutzt.“ Auch die Vereidigung
im Hamburger Rathaus hat beide
beeindruckt. „Der Innensenator
und der Polizeipräsident waren da.
Das war persönlicher, als wir es
von hohen Vorgesetzten aus Berlin
kannten. Überhaupt sieht man
solche Leute in Hamburg viel
mehr. Es wird nach Vorbildfunkti-
on geführt.“

Der richtige Dienst in Hamburg
begann für beide dann überra-
schend schnell. „Wir mussten
unseren auf drei Wochen ausge-
legten Lehrgang hier in Hamburg
nach eineinhalb Wochen abbre-
chen, weil der Irak-Krieg begann“,
sagt Schinkmann. 15 bis 16 Stun-
den Dienst waren die ersten
Wochen Satz. „Ich hab hier meine
erste Einsatzerfahrung bei
Demonstrationen gemacht. Da
hatte man in manchen Situatio-
nen schon Herzklopfen. Unser
Gruppenführer hat aber aufgepas-
st und uns auch bei Kleinigkeiten
wie dem richtigen Anlegen der
Schutzausrüstung geholfen“,
erzählt Maria Böhmichen. 

Mittlerweile sind Maria Böhmi-
chen und Oliver Schinkmann voll
integriert, machen die ganz nor-
male Polizeiarbeit. Und die ist bes-
ser als in der Bundeshauptstadt.
„Der Papierkram ist hier viel leich-
ter zu bewältigen. Das Computer-
system Comvor ist unvergleichlich.
Wir haben Zugriff auf alle Aus-
kunftssysteme. In Berlin herrscht
dazu im Vergleich noch Mittelal-
ter.“ 

Beide bereuen ihre Entscheidung
nicht. „Ich würde aber auf Grund
meiner familiären Bindungen viel-
leicht wieder nach Berlin gehen“,
sagt Schinkmann. Seine Kollegin
hat Hamburg als ihre neue Wahl-
heimat angenommen. „Ich bin
hier rundum glücklich.“

dbb magazin – September 2003

„In Berlin ist dagegen 
Mittelalter“
Erfahrungen nach sechs Monaten eines Wech-
sels nach Hamburg: besseres Arbeitsklima, 
modernere Ausrüstung

Von André Zand-Vakili, Redakteur DIE WELT
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Vier Streifenwagen der bayeri-
schen Polizei haben probeweise
Signalanlagen mit neuen tech-
nischen Merkmalen erhalten.
Eine zusätzliche rote, nach vor-
ne gerichtete Hochleistungs-

leuchte sowie ein neues zwei
Sekunden dauerndes akusti-
sches Anhalte-Signal sollen der
Streifenbesatzung besser als
bisher helfen, vorausfahrende
Fahrzeuge anzuhalten. Als wei-

ten“, begründete Staatsekretär
Regensburger den Versuch.
Dazu kann von den vier Testwa-
gen auch zusätzlich ein neues
akustisches Signal geschaltet
werden, wenn die optischen Sig-
nale keine Wirkung zeigen, weil
Autofahrer mangels Blicks in
den Rückspiegel die Anordnung
nicht bemerken. Dann ertönt für
zwei Sekunden das so genannte
„YELP-Signal“. Regensburger:
„Dieses ist aus amerikanischen
Fernsehkrimis vielen Zuschau-
ern bekannt,“ ist sich Regens-
burger sicher. Als weitere Ver-
besserung zur Eigensicherung
ist in die Sondersignalanlage der
vier Fahrzeuge ein Arbeits-
scheinwerfer integriert. Dessen
nach vorne gerichtetes Licht
sorgt für eine bessere Ausleuch-
tung des Umfeldes vor dem Poli-
zeifahrzeug, damit die Kollegin-
nen und Kollegen das angehal-
tene Fahrzeug und deren Insas-
sen besser im Blick haben. Wenn
sich die neuen technischen
Merkmale der Sondersignalan-
lage bewähren, ist eine entspre-
chende Ausrüstung für alle neu
beschafften Fahrzeuge in Bayern
vorgesehen.

tere Verbesserung ist ein auf
Höhe der blauen Rundumleuch-
ten fest installierter Ar-
beitsscheinwerfer vorgesehen.
Innenstaatssekretär Hermann
Regensburger stellte zwei der
vier Fahrzeuge, die seit Mitte Juli
für sechs Monate mit der neuen
Technik im Süden Münchens, in
den Räumen Schweinfurt,
Ansbach und Hof erprobt wer-
den vor. 
„Der bisher auf dem Dach der
Streifenwagen zwischen den
beiden Blaulichtern aufleuch-
tende rote Schriftzug „STOPP
POLIZEI“ hat sich beim polizeili-
chen Anhalten vorausfahrender
Fahrzeuge zwar grundsätzlich
bewährt. Es gab jedoch immer
wieder Fälle, in denen diese Auf-
forderung nicht erkannt oder
nicht verstanden wurde. Wenn
dann Überholmanöver zum
Anhalten notwendig wurden,
kam es wiederholt zu gefährli-
chen Situationen. Mit dem
zusätzlichen nach vorne blin-
kenden roten Signal in Verbin-
dung mit der aufleuchtenden
Schrift „STOPP POLIZEI“ soll Vor-
ausfahrenden künftig noch kla-
rer signalisiert werden, anzuhal-
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Rote Strahler und 
akustisches Anhalte-Signal
Neue Technik für Signalanlagen an Streifenwagen

„Auch in Zeiten knapper Kas-
sen steht die Bayerische
Staatsregierung zur Polizei,“
betonte Innenstaatssekretär
Hermann Regensburger am 
15. Juli 2003 anlässlich der
Vereidigung von 331 Beam-
tinnen und 1 119 Beamten
der bayerischen Bereit-
schaftspolizei auf dem Markt-
platz in Altötting. Aufgrund
umfangreicher Maßnahmen
zur Strukturverbesserung in
den vergangenen Jahren
konnten seit 1990 bei der
bayerischen Polizei etwa
84 000 Beförderungen ausge-
sprochen werden. Auch im
laufenden Doppelhaushalt
wird diese Politik mit 2 005
Stellenhebungen und 2 263
Beförderungsmöglichkeiten

fortgesetzt. In diesem Jahr
werden zudem trotz der
schwierigen Haushaltslage
entgegen dem Bundestrend
knapp 1 400 junge Beamtin-
nen und Beamte neu bei der
bayerischen Polizei eingestellt.
Unsere am 15. 7. 2003 verei-
digten jungen Kolleginnen und
Kollegen kommen aus den
Bereitschaftspolizeiabteilun-
gen Eichstätt, Würzburg, Nürn-
berg, Dachau, Sulzbach-Rosen-
berg und deren Außenstelle
Nabburg sowie vom Studien-
ort Sulzbach-Rosenberg der
Bayerischen Beamtenfach-
hochschule. 
Die DPolG wünscht allen
Berufsanfängern viel Freude in
der Ausbildung und Erfüllung
im gewählten Beruf.

Herzlich willkommen!
1 450 junge Kolleginnen und Kollegen in Bayern
vereidigt

Bundeskongress der DPolG in Nürnberg
Polizeispiegel Juni 2003

Sehr geehrte Redakteure, liebe Kolleginnen und Kollegen,

im letzen „blauen Kasten“ des Artikels bedanken Sie sich u. a. über
die „bayerische Freundlichkeit, Herzlichkeit und die bayerischen
Köstlichkeiten“ die Ihnen in Nürnberg zukamen. 

Sicher ist Ihnen dabei entgangen, dass Sie in Franken waren und
dementsprechend die genannten Attribute fränkisch sind! Was
nicht heißen soll, dass diese Vorzüge auf die Bayern nicht zutref-
fen.

Die Franken als einer der vier Hauptstämme Deutschlands (4,5
Mill. Einw. in Bayern und auf drei Bundesländer verteilt) ohne eige-
nes Identitätsgebiet, respektive Bundesland, legen Wert darauf,
wenigstens im kulturell-landsmannschaftlichen Bereich beachtet
und beim Namen genannt zu werden.

Zum besseren Verständnis: Franken erstreckt sich von Aschaffen-
burg im Westen, bis Hof im Norden, nach Osten bis Tschechien und
bis Eichstätt im Süden, die südthüringischen (fränkischen) Land-
kreise und die „Region Franken“ in Baden-Württemberg nicht mit-
gezählt.

Fazit: Nicht überall wo Bayern draufsteht ist Bayern drin!

Mit kollegialen Grüßen 
Joachim Gehrig, 97753 Gambach

Unsere Leser schreiben uns:



Berufspolitik

POLIZEISPIEGEL – September 200310

DPolG

Die DPolG Nordrhein-Westfa-
len ist vor wenigen Wochen
mit einer Offensive in die poli-
tische Öffentlichkeit getreten,
die einerseits Farbe bekennt
und zum anderen die Politik
veranlassen soll, die anste-
henden sozialpolitischen Pro-
bleme auch in Zeiten knapper
finanzieller Mittel einver-
nehmlich mit der Polizei und
ihren Gewerkschaften zu
lösen. Dabei ist eine größere
Unabhängigkeit von politi-
schen Entscheidungen vor
allem im Versorgungs- und
Besoldungsgefüge Ziel dieses
Vorstoßes, der in NRW zu
großer Beachtung geführt
hat. Die DPolG will mit diesem
Fahrplan einen richtungswei-
senden Diskussionsbeitrag für
eine unabhängigere und sta-
bile soziale Sicherung geben. 

Rainer Wendt:

„Auf die derzeit etablierten
politischen Parteien und Poli-
tiker können wir uns nicht
mehr verlassen, das Vertrauen
ist endgültig dahin. Deshalb
wollen und müssen wir unse-
re soziale Sicherheit wenig-
stens teilweise selbst in die
Hand nehmen.“

Daneben wurden natürlich
auch weitere Kampfmaßnah-
men beraten und vorbereitet,
obwohl die Bilanz der vielen
Demonstrationen, Protestak-
tionen und Diskussionen mit
den politisch Verantwortli-
chen, die in den vergangenen
Monaten stattgefunden hat-
ten, eher ernüchternd ausfiel:
„Die Ministerpräsidenten sind
völlig immun gegen vernünfti-
ge Argumente geworden, sie
führen sich auf wie Gutsher-
ren vergangener Jahrhunder-
te. Sie sind parteiübergreifend
gegen die Bediensteten des
öffentlichen Dienstes angetre-
ten und werden dafür früher
oder später die Quittung

bekommen!” fasste Kollege Rai-
ner Wendt die Stimmung
zusammen. 

Besoldungsordnung
für die Polizei

Auf der Grundlage der Zweige-
teilten Laufbahn wollen wir
eine eigene Besoldungsord-
nung für die Polizei schaffen.
Mit dieser Besoldungsordnung
verbinden wir sowohl eine
Abkoppelung von Negativent-
scheidungen für die Beamten
insgesamt und eine funktions-
gerechte Bezahlung analog der
jeweiligen Tätigkeit. 

In eine solche Besoldung soll,
ausgehend von einem Ein-
gangsamt entsprechend A 9,
sowohl das Weihnachtsgeld in
seiner jetzigen Höhe als auch
die Polizeizulage integriert,
ruhegehaltsfähig gemacht und
dynamisiert werden. 

Pensionsfonds
für die Polizei
Wir wollen das Versorgungsni-
veau aller Kolleginnen und Kol-
legen langfristig sichern und
unsere Rücklagen dem Zugriff
der Politik entziehen. Deshalb
sollen die bereits geleisteten
Versorgungsrücklagen als Ka-
pitaldeckung in einen eigenen
Pensionsfonds für die Polizei
eingebracht werden, der als
zusätzliche Sicherung der
gesetzlichen Versorgung wirken
soll . 

Eigene Beiträge von jetzt aktiv
Beschäftigten lehnen wir ab,
die künftige Kapitaldeckung
soll sowohl durch Beiträge neu
einzustellender Kolleginnen
und Kollegen als auch durch
einen Arbeitgeberbeitrag ge-
leistet werden. 

Außerdem soll die Regierung
durch Gesetz verpflichtet wer-
den, bei künftigen Verzögerun-

gen bei der Besoldungsanpas-
sung den dadurch erwirtschaf-
teten Betrag unverzüglich in
den Pensionsfonds für die Poli-
zei einzustellen. 

Selbstverständlich ist dieser
Pensionsfonds politikunabhän-
gig zu verwalten. 

Sowohl in die Besoldungsord-
nung für die Polizei als auch
beim Pensionsfonds sollen
unsere Verwaltungsbeamtin-
nen und –beamten ausdrück-
lich einbezogen werden. Ihre
Benachteiligung der vergange-
nen Jahre muss endlich been-
det werden. 

Flexibilisierung der
Lebensarbeitszeit
Eine grundsätzliche Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit,
etwa nach dem Modell von
Rheinland-Pfalz, lehnt die
DPolG ab. Die rheinland-pfälzi-
sche Regelung ist leistungs-
feindlich, ungerecht und unso-
zial. Sie trägt den besonderen
Belastungen des Polizeidienstes
nicht Rechnung und wird des-
halb zu Recht von den Kollegin-
nen und Kollegen vehement
abgelehnt. 

Die DPolG favorisiert eine seit
langem geforderte stärkere
individuelle Berücksichtigung
spezifischer Belastungen, etwa
durch Wechselschichtdienst
oder andere belastende Ver-
wendungen. Sie müssen sich
bei der Berechnung der Le-
bensarbeitszeit wiederfinden,
um damit auch den Kollegin-
nen und Kollegen selbst mehr
Verantwortung für die Gestal-
tung ihres Dienstes und ihres
Pensionszeitpunktes zu über-
tragen. 

Im Übrigen soll das Prinzip der
Freiwilligkeit eine größere Rolle
spielen. Im Klartext: Wer etwa,
weil er wegen fehlender Dienst-
jahre kein ausreichendes Ver-
sorgungsniveau erreicht, eine
Verlängerung seiner Dienstzeit
beantragt, soll dies auch
ermöglicht bekommen. 

Schaffung eines neu-
en Berufsbildes im
Tarifrecht
Es ist höchste Zeit, das Berufs-
bild der „Fachkraft im Polizei-
dienst” für die Tarifbeschäftig-
ten zu definieren und entspre-
chend den besonderen Anfor-
derungen zu gestalten und ein-
zustufen. Dazu zählt selbstver-
ständlich auch, einen Ausbil-
dungsgang einzurichten, um
jungen Menschen, die sich für
diese Tätigkeit interessieren, die
Möglichkeit einer speziellen
Berufsausbildung in diesem
Bereich zu geben. 

Niemand kann von der freien
Wirtschaft größere Anstren-
gungen bei der Bereitstellung
von Ausbildungsplätzen erwar-
ten, wenn er nicht selbst dazu
bereit ist, einen Beitrag zu lei-
sten. 

Beihilferecht neu
gestalten

Grundsätzlich muss es eine
Wahlfreiheit zwischen Inan-
spruchnahme der Freien Heil-
fürsorge, der Beihilfemöglich-
keit und der gesetzlichen Kran-
kenversicherung geben. Es ist
nicht einzusehen, dass insbe-
sondere Familien mit Kindern
gegenüber denjenigen, die die
Möglichkeit der gesetzlichen
Krankenversicherung haben,
benachteiligt werden. 

Zu einer Veränderung im Beihil-
ferecht gehört auch, dass die
gigantische Bürokratie, die
immer wieder Kolleginnen und
Kollegen in Bedrängnis bringt,
beendet wird. Deshalb muss
endlich eine „Chipkarte” her, die
die direkte Abrechnung zwi-
schen kassenärztlicher Vereini-
gung und den Beihilfestellen
möglich macht.
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DPolG-Fahrplan in eine
Zukunft mit System
„Jetzt nehmen wir unsere soziale Sicherheit
selbst in die Hand“

Erneuter Anstoß: Landes-
und Erster stellv. Bundes-
vorsitzender der DPolG,
Kollege Rainer Wendt
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Die gemeinsame Sitzung des
Vorstandes und der Tarifkom-
mission der dbb tarifunion hat
sich am  11. Juli 2003 in Berlin
für den Fortgang der Gespräche
zur Neugestaltung des Tarif-
rechts des öffentlichen Dienstes
ausgesprochen. Leicht ist diese
Entscheidung den Gremien
allerdings nicht gefallen, nach-
dem die Arbeitgeber des Bundes
und der Länder Ende Juni die
Tarifverträge zum Urlaubs- und
Weihnachtsgeld gekündigt hat-
ten. Engagierte Diskussionen
über das Vorgehen der Arbeitge-
ber machten deutlich, das Vor-
stand und Tarifkommission der
dbb tarifunion den Vertrauens-
bruch der Arbeitgeber nicht ein-
fach hinnehmen wollten. Letzt-
endlich stuften die Gremien den
Stellenwert eines zukunfts- und
konkurrenzfähigen öffentlichen
Dienstes als sehr hoch ein, und
entschieden sich, gewerkschaft-
liche Handlungsfähigkeit zu
beweisen, indem sie mit eindeu-
tiger Mehrheit beschlossen, die
Gespräche mit den Arbeitgebern
fortzusetzen. „Jetzt sind Bund
und Länder gefordert, unser Ver-
trauen in ihre Verhandlungs-
führung wiederherzustellen!“
kommentierte Frank Stöhr, 2.
Vorsitzender der dbb tarifunion
und Verhandlungsführer bei der
Neugestaltung, das Ergebnis der
Abstimmung in Berlin.

Die nächsten Gesprächstermine
mit den Arbeitgebern sind für
September und November vor-
gesehen. In neun Projektgrup-
pen werden Gespräche unter
anderem über Arbeitszeit, Ent-
gelt, Eingruppierung, Kranken-
häuser, Entsorgung usw.
geführt. Koordiniert wird die
Arbeit der Projektgruppen von
einer Lenkungsgruppe. Ziel ist
es, die Modernisierung des
öffentlichen Tarifrechts bis zum
Beginn des Jahres 2005
geschafft zu haben.

Startgutschrift VBL
Am 1. März 2002 hatten die
Tarifvertragsparteien die Tarif-

verträge zum Systemwechsel in
der Zusatzversorgung im
öffentlichen Dienst unterzeich-
net. Aufgrund der geänderten
Tarifverträge wird die zusätzli-
che Alters- und Hinterbliebe-
nenversorgung im öffentlichen
Dienst nun durch eine Betriebs-
rente in Form des sog. Punkte-
modells geregelt. Aufgrund des
Systemwechsels wurden in
zahlreichen Fällen bestehende
Anwartschaften in das Punkte-
modell übergeleitet. Die betrof-
fenen Personen haben von der
VBL inzwischen eine Mitteilung
über die entsprechende Start-
gutschrift erhalten. Es entstan-
den daraufhin Unmut und Mis-
strauen bei den Versicherten
gegen die Rechtmäßigkeit der
Startgutschrift. Aufgrund des-
sen haben sich die Tarifver-
tragsparteien geeinigt, dass die
Versicherten innerhalb einer
Ausschlussfrist von sechs
Monaten nach Zugang der Mit-
teilung der Startgutschrift mit-
tels eines Beanstandungs-
schreibens die Überprüfung der
Startgutschrift in rechtlicher
und tatsächlicher Hinsicht ver-
langen können. Die dbb tari-
funion hat für die Beanstan-
dung ein Musterschreiben ent-
wickelt, welches über die Mit-
gliedsverbände angefordert
werden kann. Nunmehr hat die
Versorgungsanstalt des Bundes
und der Länder im Internet
(www.vbl.de) veröffentlicht,
wie sie mit diesen Beanstan-
dungsschreiben umgehen wird.
Entsprechend der Vereinbarung
zwischen den Tarifvertragspar-
teien wird die VBL für den Fall,
dass die Regelungen zur Ermitt-
lung der Startgutschriften einer
Überprüfung durch eine höch-
strichterliche Grundsatzent-
scheidung nicht standhalten

sollten, Lösungen anstreben,
die mit der Neuordnung der
Zusatzversorgung vereinbar
sind und für alle betroffenen
Versicherten Anwendung fin-
den kann. Im Hinblick auf eine
solche Lösung verzichtet die
VBL darauf, wegen der Bean-
standungen, die gegen die
Startgutschrift erhoben wer-
den, die Einrede der Verjährung
zu erheben oder sich auf tarifli-
che oder satzungsmäßige Aus-
schlussfristen zu berufen. Es
müssen damit keine Klagen
erhoben werden.

Riester-Rente:
Steuererklärung/
Zulage
Werden Beiträge zur staatlich
geförderten privaten Altersvor-
sorge (Riester-Rente) gezahlt,
so besteht neben der Möglich-
keit eines entsprechenden Son-
derausgabenabzugs im Rah-
men der Einkommensteuer-
erklärung auch die Möglichkeit
der  Beantragung einer progres-
sionsunabhängigen Zulage.
Anspruch auf diese Zulage
haben die Bezieher kleinerer
Einkommen und kinderreiche
Familien. Daneben wird für
jedes Kind eine Kinderzulage
gewährt. Der Antrag auf Zah-
lung der Zulage ist bei dem
Anbieter, wie z. B. den Versiche-
rungen, einzureichen. Für die
Entscheidung über die
Gewährung der Zulage und
deren Auszahlung ist die Zen-
trale Zulagenstelle für Alters-
vermögen (ZfA) in Berlin und
nicht das LBV zuständig. Damit
die ZfA die Anspruchsvoraus-
setzungen prüfen kann, ist das
LBV verpflichtet, der ZfA die
Bezüge des Jahres vor dem Bei-
tragsjahr und die berücksichti-

gungsfähigen Kinder im Bei-
tragsjahr bis zum 31. Januar
des dem Beitragsjahr folgenden
Kalenderjahres mitzuteilen. Die
Art und Weise des maschinel-
len Datenaustausches zwi-
schen LBV und ZfA sind in der
Verordnung zur Durchführung
der steuerlichen Vorschriften
des Einkommensteuergesetzes
zur Altersvorsorge vom 17.
Dezember 2002 geregelt. Vor-
aussetzung für die Durch-
führung des Datenaustausches
ist die Erteilung des widerrufli-
chen Einverständnisses des
Beamten. Ohne dieses Einver-
ständnis ist eine Förderung
nicht möglich. Die für das Bei-
tragsjahr 2002 erforderliche
Einverständniserklärung muss
bis zum 30. Juni 2003 beim LBV
eingegangen sein. Grundsätz-
lich ist die Versicherungsnum-
mer (des Arbeitnehmers) bei
der ZfA das entsprechende
Zuordnungskriterium. Sofern
diese (bei Beamten) nicht ver-
geben wurde, muss der Beamte
über das LBV bei der ZfA eine
Zulagennummer beantragen.
Diese Zulagen-nummer konnte
noch nicht vergeben werden,
da das LBV bislang nicht über
die entsprechenden Datenaus-
tauschmöglichkeiten (Software
und andere Probleme) verfügte.
Anfang Juli 2003 sollen diese
Probleme behoben sein. Es wird
damit gerechnet, dass in den
ersten Wochen des Monates
Juli die Zulagennummern ver-
geben werden können. Sofern
die Steuererklärung die Anlage
„AV“ enthält, ist eine abschlie-
ßende Bearbeitung mangels
der Zulagennummer nicht
möglich. Nach Auskunft des
LBV wird unter Hinweis auf
eine entsprechende Mitteilung
der OFD Köln die übrige Steuer-
klärung ausgewertet. Nach
Bekanntgabe der Zulagennum-
mer erfolgt eine abschließende
Bearbeitung mit der Folge, dass
der insoweit für vorläufig
erklärte Steuerbescheid durch
einen endgültigen Steuerbe-
scheid ersetzt wird. 
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Fast könnte man das glauben,
wenn sich Kolleginnen,
manchmal auch Kollegen mit
ihren Problemen an die DPolG
wenden. In vielen Fällen geht
es um Kinderbetreuung, Teil-
zeitbeschäftigung oder eine
flexible Arbeitszeitgestaltung,
wo sich Wach-, Abteilungs-
bzw. Dienststellenleiter quer
stellen. 

Und solange es sogar Polizei-
präsidenten mit der Meinung
gibt, „Opfer müssten gebracht
werden“ – entweder die Kolle-
gin entscheidet sich für den
Aufstieg in eine andere Lauf-
bahn oder für die Gründung
einer Familie – solange wird
Familie als Hobby angesehen!

Familie ist aber
kein Hobby!!!

Dies wird in den Artikeln 3 und
6 GG untermauert, in denen
die Aufgaben des Staates defi-
niert sind, nämlich Schutz der
Familie, der Mütter im Beson-
deren und der Gleichberechti-
gung von Mann und Frau. Der
Staat hat somit die Pflicht, die
Familie zu schützen, ja sie zu
fördern. Das ist besonders in
Bezug auf  unser Sozialsystem
wichtig, denn ohne Kinder gibt
es keine Einzahler in die Sozial-
kassen und keinen Nachwuchs
im Arbeitsleben. 

Leider zeigt sich aber, dass ein
Drittel der Frauen, die nach
1965 geboren wurden, keine
Kinder wollen. Die Geburtenra-
te liegt im Moment bei 1,4 Kin-
dern pro Familie. Für unser
Rentensystem wären aber 2,0
Kinder pro Familie notwendig.
Warum ist das so?

Vor 40 Jahren wurde das Bun-
desfrauenministerium gegrün-
det, dessen erster Minister
Josef Würmeling war. Zu dieser
Zeit bestand das Leitbild der
Familie darin, dass die Frau für
die Kinder zuständig war und
der Mann für den Unterhalt
der Familie. Minister Würme-
ling lehnte eine Erwerbstätig-

keit der verheirateten Frau mit
Kind(ern) ab. 

Dieses Leitbild hielt sich über
Jahre hin. Bis in die 60-er Jahre
hinein gab es ein Heiratsdarle-
hen nur dann, wenn die Frau
aufhörte zu arbeiten. Erst die
Bildungsoffensive in Verbin-
dung mit der Frauenbewegung
in den 70-er Jahren änderte
dieses Leitbild. Die gut ausge-
bildete Frau wollte nicht nur
Mutter und Hausfrau sein,
sondern auch noch ihren
erlernten Beruf ausüben. 1990
trafen dann verschiedene
Familienleitbilder aufeinander. 

In der ehemaligen DDR war es
normal, dass die Frau nicht nur
Mutter und Hausfrau war, son-
dern auch ihrer Arbeit nach-
ging. Unterstützt wurde sie
dabei durch staatlich organi-
sierte Kinderbetreuung. Heute,
13 Jahre nach der Wiederverei-
nigung, sind in Deutschland
60 % der Frauen erwerbstätig,
aber ohne vollständige Kinder-
betreuung. Wie sieht nun
unser heutiges Leitbild aus? 

Prof. Dr. Dr. Dr. Wassilios E.
Fthenakis untersuchte in
einer LBS-Studie junge Paare
über mehrere Jahre. Ergebnis
dieser Studie war, dass die
jungen Paare dem traditio-
nellen und emanzipatori-
schen Modell des Zusammen-
lebens klar eine Absage
erteilten, aber nur bis zur
ersten Schwangerschaft.
Danach änderte sich die
Gleichberechtigung von Frau
und Mann in der Partner-
schaft. Stellte sich noch ein 2.
Kind ein, so waren traditio-
nelle Rollen von Mutter und
Vater wieder da. Für die Part-
nerschaft bedeutet dies eine
starke Belastung, nicht
umsonst steigt die Schei-
dungsrate enorm. 

Prof. Fthenakis stellte weiter-
hin fest – dass, wenn der
Mann in der Partnerschaft
stärker als Erzieher und nicht
als Ernährer agiert, die Fami-
lie intakt ist. Fazit: Eltern-
schaft ist zwar wichtig, intak-
te Partnerschaft ist aber
wichtiger. 

Erreichen kann man dies u. a.
durch familienpolitische
Maßnahmen wie „Vereinbar-
keit von Familie und Beruf“
für Mütter und Väter glei-
chermaßen.

Die Studie von Prof. Fthenakis
wird durch die Aussagen von
Prof. Dr. Stefan Sell (FH
Koblenz) zur demografischen
Entwicklung der Gesellschaft
untermauert. Seit 30 Jahren
sinkt die Geburtenrate in
Deutschland, die Bevölkerung
nimmt ab, der Anteil der Älte-
ren steigt).

Galt früher die These, dass,
wenn Frauen aus dem
Erwerbsleben genommen
wurden, die Geburtenrate
stieg, so ist dies heute genau
umgekehrt. Früher gab es
Familien mit mehreren Kin-
dern hauptsächlich in der
Unterschicht, heute leisten
sich nur besserverdienende

Familien mehrere Kinder. Gab
es 1940 nur 10,6 % Familien
ohne Kinder, so sind es 1965
schon 32,1 % der Familien.

Fazit:
Kinder zu haben 
bedeutet, Benach-
teiligung in der
Gesellschaft!

So kommt es, dass Frauen
ohne Kinder viele Chancen
haben, beruflich weiterzukom-
men,  Frauen mit Kindern
jedoch nicht.

Es kann nicht sein, dass insbe-
sondere Menschen mit einem
hohen Ausbildungsstand mitt-
lerweile schon vom „Risiko
Elternschaft“ sprechen, das bei
den derzeitigen familienfeind-
lichen gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen kaum mehr
kalkulierbar sei.

Deshalb wurde auf der 2. Frau-
enpolitischen Fachtagung der
dbb Bundesfrauenvertretung,
an der die Bundesfrauenbeauf-
tragte der DPolG Daniela Felix
sowie einige Landesfrauenbe-
auftragte teilnahmen, am 26.
Mai 2003 in Berlin angemahnt:
„Es wird höchste Zeit, dass die
Bundesregierung nach all den
vollmundigen Absichtser-
klärungen im Wahlkampf und
in der aktuellen Debatte um
die so genannte Agenda 2010
endlich einmal zur Tat schrei-
tet in Sachen zeitgemäßer
Familienpolitik“.

Die Bundesfrauenvertretung
der DPolG unterstützt die For-
derung der dbb Bundesfrauen-
vertretung, die sofortige Um-
setzung eines finanziell abgesi-
cherten Bund-Länder-Kommu-
nen-Programms zum Ausbau
eines flächendeckenden ganz-
tägigen und qualifizierten Bil-
dungs- und Betreuungsange-
bots für alle Kinder, eine ange-
messene steuerliche Freistel-
lung der Existenzminima aller
Familienangehörigen sowie ein
angemessenes Kindergeld und
die verbesserte steuerliche
Berücksichtigung erwerbsbe-
dingter Betreuungskosten für
Kinder als Werbungskosten.
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Polizeiliches Handeln ist ord-
nungserhaltende und ordnungs-
wiederherstellende Tätigkeit,
und zwar sowohl nach außen
als auch nach innen. Dabei
bedient sich die Polizei der
Gefahrenabwehr und der Straf-
verfolgung – im Innenverhältnis
und gegenüber der Politik stellt
polizeiliche Tätigkeit oft nur
schlichtes Verwaltungshandeln
dar.

In bleibender Erinnerung an
meine langjährige Dienstzeit
(42 Jahre) sind mir themenbezo-
gen folgende Beispiele noch
gegenwärtig:

– 14-jähriger Schüler ersticht
15-jährige Mitschülerin.

– Sexuelle Misshandlung in.
übelster Form eines 5-jähri-
gen Mädchens.

– Mord an einem 12-jährigen
Mädchen durch den soge-
nannten guten Onkel.

Wir begegnen der Polizei nach
außen dem Bürger gegenüber
(Opfer und Täter).

– Wird ein Mitarbeiter von sei-
nem Vorgesetzten geschnit-
ten, gemieden, 
coram publico niederge-
schrien, verbal niederge-
macht, 

– erstellt ein Vorgesetzter eine
nachweislich inobjektive
Beurteilung, 

– wird ein Mitarbeiter ohne
besonderen Grund unter
restriktive Dienstaufsicht
gestellt,

begegnen wir polizeiliches Han-
deln in der Hierarchie Polizei,
also im Innenverhältnis.

– Vergreift sich ein Minister
oder ein Staatssekretär
gegenüber der Polizei rüde
im Ton, 

– praktizieren Politiker bei der
Absprache von Einsatzleitlini-

en für einen Großeinsatz
oder in der Nachbereitung
eines solchen Einsatzes arro-
gantes und diskreditierendes
Verhalten und zeigt sich die
Polizeiführung davon wenig
berührt und lässt so mit sich
umgehen, haben wir auch
ein polizeiliches Handeln,
und zwar durch Unterlassen.

In allen zitierten Fällen handeln
Menschen gegenüber Men-
schen, konkret, Polizei gegenü-
ber dem Bürger, Polizei gegenü-
ber Polizei, Polizeiführung
gegenüber Politiker.

Polizeiarbeit ist somit vor allem
Arbeit mit Menschen und oft
auch am Menschen und macht
jedem Polizeibeamten zur
Pflicht, den persönlichen Ach-
tungsanspruch des Menschen –
auch seinen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern gegenüber
innerhalb der Organisation, zu
wahren –; denn Maßnahmen
der Polizei sind gebunden an
Gesetz und Recht, und ihre Aus-
führungen müssen getragen
sein von den Werten und Wer-
tentscheidungen unserer Ver-
fassung.

Auch wenn in der geistigen
Gesamtheit (Konkordanz) des
Grundgesetzes christlich-ethi-
sche Maxime enthalten sind,
bedarf das polizeiliche Handeln
nach außen und nach innen
zusätzlicher christlicher Orien-
tierung, denn überzeugende
Polizeiarbeit kann nur dann den
Anspruch auf vom Bürger gefor-
derte Professionalität erheben,
wenn sie sich an verinnerlich-
ten christlichen Werten orien-
tiert.

Der Brief des PAULUS an die
RÖMER, Kap. 12 Vers 17 und 18

„Vergeltet niemand Böses mit
Bösem. Befleißiget Euch der Ehr-
barkeit gegen Jedermann. Ist es

möglich, soviel an Euch ist, so
habt mit allen Menschen Frie-
den.“

Der Brief des PAULUS an die
GALATER, Kap. 5 Vers 22

„Die Frucht aber des Geistes ist u.
a. Liebe, Freude, Friede, Geduld
und auch Gütigkeit.“

Ich habe mit diesen Bibelworten
in meinem beruflichen und pri-
vaten Leben gute Erfahrung
gemacht, diese im Umgang mit
Menschen zu meinem Hand-
lungsmaßstab zu machen.

Insbesondere bei der Ausübung
meines Berufs – auf welcher
Ebene auch immer – in welchen
Funktionen auch immer – hat
mir die Orientierung an dieser
christlichen Leitlinie stets Weg-
weisung gegeben und mir für
Verhalten und Entscheidungen
immer wieder geholfen.

Gerade und primär bei Extrem-
und Konfliktsituationen, denen
oft extreme Bereitschaft zur
Gewalt innewohnt, haben Rück-
besinnung und Reflexion auf
diese Bibelworte mein Handeln
bestimmt, in dessen Mittel-
punkt stets der Mensch stand
und steht.

Orientierungshorizont konnte
dabei nur das positive Men-
schenbild sein. Dieses erhält von
der christlichen Botschaft durch
den Brief an die RÖMER und
GALATER klare Konturen. Im
Kernbereich des positiven Men-
schenbildes steht die Anerken-
nung der Menschenwürde, die
in unserer Verfassung vor allen
Grundrechten unantastbaren
Verfassungsrang hat. In Artikel
79 Abs. 3 des GG erhält die Men-

schenwürde ihre Verfassungsbe-
standsgarantie.

Die Menschenwürde steht somit
de jure vor der Klammer unserer
rechtsstaatlichen Demokratie und
erfährt dadurch einen nicht ver-
änderbaren Stellenwert von
höchster Autorität; die Men-
schenwürde ist somit nicht justi-
ziabel.

Im Mittelpunkt der Menschen-
würde liegt die ob seines
Menschseins uneingeschränkte
Achtung der individuellen Persön-
lichkeit.

Dabei erreicht der Achtungsan-
spruch vor dem Menschen dort
seinen Höhepunkt, wo der
Mensch, was immer er getan hat,
so auch der Täter, weiterhin Träger
der Menschenwürde ist und
bleibt und dementsprechend als
Einzelwesen auch individuell so
zu behandeln ist.

In der unmittelbaren Begegnung
mit Sexualstraftätern, Mördern
oder mit Gewaltintensivtätern –
für den Polizeibeamten eine harte
Prüfung des Glaubens und seiner
inneren Festigkeit.

Das innere Bekennen und kom-
promisslose Festhalten am positi-
ven Menschenbild mit seiner
innewohnenden Menschenwürde
vermittelte mir Selbstvertrauen,
half Spannungen zwischen gel-
tendem Recht und Gewissen aus-
zuhalten, teilweise zu beseitigen
und gab mir die notwendige
Handlungsgewissheit.

Im Führungsgeschäft der Polizei
war für mich der durch die Men-
schenwürde bestimmende christ-
lich-ethische Werterahmen stets
glaubwürdige Handlungs- und
Entscheidungshilfe.

Dabei verhalf mir das christliche
Werteinventar immer wieder
dazu, das Führen von mir anver-
trauten Menschen nicht als
bloßes technizistisches Führen in
Form eines anzustrebenden Lei-
stungserfolges zu sehen, sondern
gab mir die Fähigkeit, Führen neu
zu definieren.

Dabei heißt Führen vor allem Ori-
entierung bieten und Sinn vermit-
teln.

Es lohnt sich, immer wieder deut-
lich zu machen, dass Offenheit,
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Ehrlichkeit, Freundlichkeit, Tole-
ranz, Kompromissbereitschaft
und vor allem Vergebungsbe-
reitschaft keine überholten Wer-
te sind, sondern Zweifelnden
und Wankelmütigen die not-
wendige Orientierung geben
und uns befähigen, unsere
moralische Substanz zu stärken.

„Seid aber miteinander freund-
lich, herzlich und vergebet einer
dem anderen, gleich wie GOTT
Euch vergeben hat in Christus“,
so heißt es in EPHESER 4 Vers 32.
Deshalb sollte gerade die
Führungskraft in der Polizei
beachten: „Wer einen anderen
verurteilt, kann irren, wer einem
anderen verzeiht, irrt nie!“

Erfolgreich im Sinne dieser
christlichen Ausrichtung kann
aber nur die Führungskraft sein,
die selbst Vorbild ist und danach
auch lebt und handelt. Vorbild
zu sein bestimmt nicht die
Führungskraft selbst, sondern
das Vorbild wird ausschließlich
bestimmt durch die kritische
Bewertung unserer Mitarbeiter.

Denken wir dabei daran, dass es
nicht ausreicht, dass man gute
Taten ausführt, man muss auch
selber gut sein.

Emotionale Betroffenheit, aus-
gewogenes Dominanzbedürfnis,
keine Vorurteilsneigung, Kalku-
lierbarkeit und Verlässlichkeit
sind christlich-ethische Eigen-
schaften, die den Vorgesetzten
zum Vorbild werden lassen kön-
nen, wenn sein Handeln von

Glaubwürdigkeit getragen wird.
Im Zentrum dieser christlichen
Rahmensetzung steht vor allem
das Wohlwollen bzw. die Güte;
denn Güte im Denken erzeugt
Tiefe, Güte in den Worten
erzeugt Vertrauen, Güte in der
Entscheidungsfindung macht
großzügig und Güte in der
Bereitschaft Verantwortung zu
übernehmen, macht rücksichts-
voll.

Und wieder schließt sich der
Kreis, denn die Rücksichtnahme
ist wesentlicher Teil der Achtung
der Persönlichkeit und ent-
spricht dem Achtungsanspruch
der Menschenwürde.

So wird auch im polizeilichen
Führungsverhalten die Praktizie-
rung christlicher Werte umso
deutlicher, als das christlich ver-
heißte Wort GÜTE in allen
Führungselementen des koope-
rativen Führungsstils Einlass fin-
det.

Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter werden dadurch zunehmend
sensibilisiert, sich bei ihrer eige-
nen Arbeit auf Güte, Wohlwol-
len und Hilfsbereitschaft zu
besinnen.

Die Vertiefung dieser christli-
chen Bildungsrichtung gilt es in
der Aus- und Fortbildung einer
bürgernahen Polizei mit Nach-
druck zu trainieren. Angesagt
muss sein, mehr aktuelles und
praxisbezogenes Handlungswis-
sen mit Langzeitqualifikation zu
erwerben, auch vermehrt durch
Vernetzung gesicherter Erkennt-

nisse der Sozialwissenschaften
und durch verinnerlichter
Nächstenliebe.

Dabei müssen mit Blick auf die
Praxis Betroffenheitsvorsprung
und Erkenntnisprivileg der Poli-
zei voll genutzt werden.

Die Tatsache, dass polizeiliches
Handeln konkretes Handeln von
Menschen an Menschen bedeu-
tet, zwingt zu der Einsicht, dass
polizeiliche Bildungsarbeit sich
primär durch Humanität zu legi-
timieren hat.

Ein Polizeibeamter, der sein
Handeln als soziales Handeln
definiert und die Maßstäbe des
positiven Rechts in einen christ-
lich-ethischen Zusammenhang
zu stellen weiß, hat sich die Fra-
ge nach dem Sinn seines Tuns
selbst beantwortet; er steht ein
für Ordnung, Freiheit und Men-
schenwürde.

Je umfassender ein Polizeibeam-
ter ausgebildet und je höher
sein allgemeines und berufli-
ches Bildungsniveau ist, umso
mehr erkennt er die Bruchstelle
zwischen Pflicht und Neigung,
zwischen Gesetz und Gewissen.

Die Besinnung auf CHRISTSEIN,
sein Leben an Gott als höchste
Autorität gebunden zu haben
und von anderen nicht abhängig
und manipulierbar zu sein, ver-
leiht dem Polizeibeamten Hand-
lungs- und Führungsenergie
und macht dadurch die Polarität
zwischen Sollen und Sein für ihn
versteh- und aushaltbarer. Poli-

zeiliches Handeln ist gekenn-
zeichnet nicht nur durch Verant-
wortung nach außen gegenüber
dem Bürger und nach innen
gegenüber Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern, sondern auch
durch Loyalität gegenüber der
Politik und durch Loyalität der
Politik gegenüber der Polizei.

Ich habe erfahren, wie christlich-
ethische Reflexionen auf das
Management von Politik und
Polizeiführung starken Einfluss
genommen und grundsätzlich
gute Kooperation ermöglicht
haben.

Einzuräumen ist aber, dass es
auch problematische Grenzen in
der Kooperationsfrage gibt.
Denken wir an die in Konkurrenz
zueinander stehenden Aufga-
ben der Strafverfolgung und der
Gefahrenabwehr. Was fordert
das Legalitätsprinzip unbedingt
ein, was lässt das Opportunität-
sprinzip unter Beachtung der
allgemeinen Rechtmäßigkeits-
voraussetzungen noch zu? Wie
ist der gesetzliche Auftrag zu
verstehen, Polizei hat strafbare
Handlungen zu erforschen. Wie
ordnen sich ein Entschließungs-
und Auswahlermessen gegenü-
ber der Weisungskompetenz der
Politik?

Oder denken wir an größere Ein-
satzlagen, z. B. gewalttätige
Auseinandersetzungen zwi-
schen Rechts- und Linksextremi-
sten. Wo ist die Trennungslinie

DPolG

Fortsetzung auf Seite 22
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zwischen der politischen Ver-
antwortung und der operativen
Führungsverantwortung? Also
die Frage nach der Verbindlich-
keit vorher abgestimmter ein-
satztaktischer Leitlinien.

Ich glaube, dass in solchen
Situationen, insbesondere bei
politisch motivierten Rechtsver-
letzungen die Grenzen politi-
scher Interventionsmöglichkei-
ten klar festgemacht werden
müssen.

Andererseits dürfen die Gren-
zen polizeilichen Handelns
nicht übersehen werden. Über-
dies besteht bei der praktischen
Umsetzung des Primats der
Politik Klarheit darüber, wie
weit die Eigenständigkeit der
Polizeiführung reicht und wo
sie ihre verfassungsrechtlich
vorgesehene Einengung
erfährt.

Wie sieht kooperative Kommu-
nikation zwischen Politik und
Polizeiführung unter diesem
Aspekt aus?

Voraussetzung für ein diesbe-
zügliches gutes Miteinander ist,
dass beide Verantwortungsträ-
ger christliche Werte und son-
stige Fundamentalorientierun-
gen sich bedürftig machen. Das
schafft Transparenz und
erzeugt sensible Verhaltensof-
fenheit.

Überzeugende Kooperation
zwischen Politik und Poli-
zeiführung kann aber nur dort
sich entwickeln, wo Menschen
arbeiten, die sich gegenseitig
achten und akzeptieren, Loya-
lität ist die eine Seite, Akzep-
tanz und Wohlwollen die ande-
re.

Für den praktischen Umgang
heißt das Teamwork und Team-
geist. Für eine reibungslose
Kooperation bedeutet dies u. a.,
die Systemelemente des koope-
rativen Führungsstils vermehrt
zu praktizieren.

Dabei darf auf diesem Feld bei
der Politik kein Vakuum entste-
hen. Wer bestimmte Prinzipien
vorgibt und einfordert, muss sie
selbst befolgen und sich daran
messen lassen. Lassen Politiker

oder die Ministerialebene
gegenüber der Polizeiführung
zuweilen die den Achtungsan-
spruch des Menschen kenn-
zeichnenden christlich-ethi-
schen Prinzipien vermissen, so
sollte die Polizeiführung die für
die Mitglieder ihrer Organisati-
on Verantwortung übernom-
men hat, remonstrieren und auf
die Verhaltensdefizite aufmerk-
sam machen.

Denn, wenn Polizeiführung
Christsein leben will, bedeutet
das immer auch innerer Kampf.

Polizeibeamte, die sich dafür
entschieden haben, wissen, dass
lebendiger Glaube mehr ist als
Stressbewältigung. Sie wissen,
dass ein Leben unter GOTTES
Führung mehr ist als bequemer
Fatalismus;

denn wenn der Glaube nur zum
eigenen Wohlbefinden ver-
zweckt wird, kann er seine prä-
gende und erneuernde Kraft
nicht entfalten.

Wer sich auf die Beziehung zu
GOTT einlässt, lässt sich auf
einen tiefen Wandlungsprozess
ein. Dazu gehört, dass Christen
ihren Glauben unter Beweis
stellen müssen und NEIN sagen
müssen, wenn die eigenen Wer-
te oder die der ihnen anvertrau-
ten Menschen verletzt werden.

Wer die Verantwortung über-
nimmt, muss eben mehr tun, als
nur verantworten: „denn GOTT
hat uns nicht nur den Geist der
Liebe, Güte und Besonnenheit
gegeben, sondern auch den
Geist der Kraft und nicht den
Geist der Verzagtheit“.

Ich will schließen mit einem
Zitat. Dieses Zitat bekennt sich
zum höchsten Wert der christ-
lichen Werteskala und ist
zugleich Handlungsanweisung

„Und wenn ich mit Menschen-
und Engelszungen redete und
hätte der Liebe nicht, so wäre ich
ein tönernd Erz und eine klingen-
de Schelle!“

Es ist das bekannte Wort aus
dem Hohelied der christlichen
Nächstenliebe, das Men-
schenbild und Menschenwürde
im Sinne einer Humanitas
geprägt hat.

Die Verletzung von Dienst-
und Privatgeheimnissen ist
mit Strafe bedroht. Die
unbefugte Offenbarung
fremder Geheimnisse,
namentlich zum persönli-
chen Lebensbereich
gehörende Geheimnisse,
Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnisse, ist in § 203 StGB
unter Strafe gestellt, wenn
sie von einem Angehörigen
bestimmter Berufe, die in
§ 203 Absatz 1 StGB aufgeli-
stet sind (in erster Linie sind
Ärzte und Rechtsanwälte
betroffen), oder von einem
Amtsträger (auch hier
ergänzt eine längere Liste
den möglichen Täterkreis)
(§ 203 Absatz 2 StGB),
begangen wird. Handelt es
sich um Geheimnisse, die
einem Amtsträger anver-
traut oder sonst bekannt ge-
worden sind, ist die unbe-
fugte Offenbarung in § 353 b
StGB unter Strafe gestellt,
wenn durch die Tat wichtige
öffentliche Interessen
gefährdet werden. Der Bun-
desgerichtshof hat sich wie-
derholt mit einschlägigen
Fällen zu befassen gehabt, in
denen der Vorwurf des
Geheimnisverrats Polizeibe-
amte, also Amtsträger im
Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 2
StGB, betraf.

Polizeiliche 
Datensammlung
Im Urteil vom 23. März 2001 
(2 StR 488/00) handelte es
sich um einen Polizeiober-
kommissar P, der mit dem in
einem Bordell als Wirtschaf-
ter tätigen W befreundet
war. P war Truppführer bei
einer Zugriffseinheit der ört-
lichen Polizei. Zu den Aufga-
ben der Einheit gehörte u. a.
die Bekämpfung der Stra-
ßenkriminalität. P hatte im

Rahmen seiner dienstlichen
Tätigkeit mittels seiner Per-
sonalnummer und eines ihm
bekannten Codes Zugang
zum Datenbestand polizeili-
cher Informationssysteme.
Im Auftrag von W, in einem
Fall auch für eine befreunde-
te Prostituierte, führte P in
sechs Fällen Anfragen zu ver-
schiedenen Personalien
durch. In vier Fällen enthielt
die Datensammlung keine
Einträge, in einem Fall war
der Betroffene als Betreiber
des Bordells, in dem W tätig
war, vermerkt. In dem andern
war vermerkt, dass wegen
Verstoßes gegen das Betäu-
bungsmittelgesetz ermittelt
werde. Diese Abfrageergeb-
nisse gab P an W weiter. In
einem weiteren Fall infor-
mierte P den W, dass für den
gleichen Tag eine Durchsu-
chung des von W betriebe-
nen Bordells geplant sei. Als
W konspirativ in verschlüs-
selter Weise fragte, ob es rat-
sam sei, das Bordell an die-
sem Tage zu schließen,
bejahte P dies. Im Anschluss
an das Telefongespräch ver-
ließen etwa 15 Prostituierte
„fluchtartig“ das Bordell,
sodass die polizeiliche Durch-
suchung ergebnislos blieb.

P wurde wegen dieser und
weiterer Taten zu einem Jahr
sechs Monaten Freiheitsstra-
fe (mit Aussetzung zur
Bewährung) verurteilt. Seine
Revision blieb erfolglos. Der
Bundesgerichtshof befand,
dass es in allen Fällen um
Dienstgeheimnisse gegan-
gen sei, auch soweit es um
die Mitteilung ging, dass kei-
ne Eintragungen in den poli-
zeilichen Datensammlungen
vorlägen. Das Wissen, dass in
der polizeilichen Daten-
sammlung keine Erkenntnis-
se gespeichert sind, kann für
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– Strafbarer Geheimnisverrat –
Konrad Händel, Leitender Oberstaatsanwalt a. D.,
Waldshut
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das Verhalten von Personen,
die Straftaten planen oder
begangen haben, von
großem Interesse sein. Schon
diese abstrakte Möglichkeit
begründet ein hinreichendes
Geheimhaltungsbedürfnis.
Das Fehlen gespeicherter
Daten kann nicht anders
beurteilt werden als die Tat-
sache einer vorhandenen
Datenspeicherung.

War das Vorliegen eines
Geheimnisses zu bejahen,
blieb weiter die Frage beste-
hen, ob durch die unbefugte
Offenbarung wichtige öffent-
liche Interessen konkret
gefährdet worden sind. Das
Landgericht Frankfurt als
erste Instanz und der Bundes-
gerichtshof gehen von der
Tatsache aus, dass sich im
Umfeld der Prostitutions-
ausübung eine kriminelle
Subkultur entwickelt hat, zu

deren Bekämpfung die Polizei
durch häufige Kontrollen und
gegebenenfalls polizeiliche
Zugriffe eine ständige Verun-
sicherung der Betroffenen
schaffen muss. Die durch die
Mitteilungen des P verursach-
te Gefährdung wichtiger
öffentlicher Interessen haben
die Gerichte darin gesehen,
dass die polizeiliche Strategie,
das Milieu durch häufige
Kontrollen zu verunsichern,
leerläuft und wesentlich er-
schwert wird, wenn Personen
aus diesem Umfeld über den
sich aus der Datensammlung
ergebenden Stand der poli-
zeilichen Erkenntnisse infor-
miert sind. Der Bundesge-
richtshof weist darauf hin,
dass die Polizei im Rahmen
der Gefahrenabwehr zu
erwartende Straftaten zu ver-
hüten und für die Verfolgung
künftiger Straftaten vorzusor-

gen hat. Zu dem Instrumen-
tarium, das der Polizei zur
Wahrnehmung dieser Aufga-
ben zur Verfügung steht,
gehört die Erhebung perso-
nenbezogener Daten und
deren gesetzlich geregelte
Speicherung und Verwen-
dung. Werden Informatio-
nen über die in der polizeili-
chen Datensammlung
gespeicherten Erkenntnisse
unbefugt offenbart, ist dies
geeignet, die Erfüllung der
der Polizei obliegenden
repressiven und präventiven
Aufgaben erheblich zu
beeinträchtigen. Nicht nur
die Mitteilung, dass gegen
eine Person wegen bestimm-
ter Delikte ermittelt wird,
sondern auch die Informati-
on, dass im Datensystem der
Polizei keine oder keine wei-
teren Einträge vorhanden
sind, gefährdet die polizeili-

che Aufgabenerfüllung.
Haben Personen, die Strafta-
ten begangen haben oder
begehen werden oder die für
eine polizeipflichtwidrige
Gefahrenlage verantwortlich
sind, Kenntnis darüber, dass
der Polizei keine Erkenntnis-
se über sie vorliegen, brau-
chen sie nicht mit einem
polizeilichen Einschreiten zu
rechnen. Dieses Wissen
beseitigt den durch die ver-
stärkte Kontrolltätigkeit der
Polizei zur Bekämpfung des
kriminellen Milieus erzeug-
ten Kontrolldruck mit der
Folge, dass die entsprechen-
den polizeilichen Maßnah-
men insoweit wirkungslos
bleiben. Hierin liegt die
Gefährdung wichtiger
öffentlicher Interessen.

DPolG

Wird im nächsten Heft
fortgesetzt

MAG/9/03
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Nordrhein-Westfalen – Sachsen/Bayern
POM aus NRW (Düsseldorf) sucht TP aus
Sachsen, wenn möglich Chemnitz.
Alternativ einen Tauschpartner aus Bayern,
wenn möglich Bayreuth. Tel: 0172/
7541309, email: pmachalek@centrum.cz

Berlin – Sachsen
POM aus Berlin sucht aus familiären Grün-
den dringend TP/ in aus Sachsen. Standort
egal. Gern auch Ringtausch! Tel.: 0179-
1403901, email: jeannettetobias@web.de

Sachsen-Anhalt – Nordrhein Westfalen
PM z.A. aus Sachsen-Anhalt sucht TP/-in
aus Nordrhein-Westfalen (Raum Bonn) oder
aus Rheinland-Pfalz (Raum Koblenz). Tausch
ab Oktober 2003,Tel.: 0174-3284976

Niedersachsen – Nordrhein Westfalen
PK z.A. aus Nds. sucht TPaus NRW. Ich suche
ebenfalls TP aus NRW, der nach Hessen
wechseln möchte, da zwecks Ringtausch
Kontakt zu einer hessischen Kollegin
besteht. Auch gerne anderer Ringtausch.
Stefan Goecke, Kremenholler Str. 69, 42857
Remscheid, 0177 3375045,
S.Goecke@imail.de
Bayern – Berlin / Sachsen
PMin aus München (ab 1. 9. 2003 in Holz-
kirchen nahe bei München) sucht dringend
TP aus Berlin oder Sachsen. Tausch wäre
jederzeit möglich. Tel: 0172-8773842 , 
AdinaFl@gmx.de
Hessen – Baden-Württemberg
POM , 34 J. , Diensthundeführer, PP Südhes-
sen, PD Bergstraße, sucht TP nach BW.
Weitere Verwendung als DHF ist Vorausset-

zung. Tel.: 06201/390097, Hd.: 0173/58 24
24 6, fmgross@arcor.de

Hessen – Nordrhein Westfalen
PK (34 Jahre) aus Hessen (PP Frankfurt/M.)
sucht TP aus Nordrhein-Westfalen (Bereich
östl. Ruhrgebiet). Ringtausch möglich. mar-
cus@golu.de oder 0179/4917181

Hessen – Rheinland Pfalz
TP heh. Dienst aus Rheinland-Pfalz für Hes-
sen ( PP Westhessen) gesucht. Tel: 06435
8809 Handy: 0170-279 16 83 (Endlein)

Baden Württemberg – Niedersachsen
PHM aus BW, Regierungsbezirk Freiburg,
sucht TP aus Niedersachsen, Bereich Weser
Ems. Kontakte über email an:
die4franks@t-online de oder
frankdie@apdfr.bwl.de.

Niedersachsen – Baden Württemberg
KOK’in aus Niedersachsen (Braunschweig)
sucht schnellstmöglich TP aus Baden-Würt-
temberg zwecks Familienzusammen-
führung. Tel: 0173-161 10 48 oder 0531/
239 6309
Hessen - NDS/HH/HB
POK und KOK suchen Tauschpartner aus-
Niedersachsen, Hamburg oder Bremen. Tel.
0172-154 74 39 (Birkenhäger)
Baden-Württemberg – Sachsen/Branden-
burg
PM aus BaWü sucht aus privaten Gründen
dringend zum 1.  3. 2004, oder sofort, TP
aus Sachsen (DD?), auch Brandenburg mög-
lich. Verwendung des TP an einem Wunsch-
dienstort in BaWü möglich! 
Tel: 0162-542 04 00; 07256-92 34 44 (Stein-
born)

Die DPolG unterstützt in dieser Rubrik die Bemühungen aller Kolleginnen und Kollegen zum Wechsel in ein anderes Bundesland. Die Veröffentlichung ist kostenfrei.  
Bitte nutzen Sie für Ihre Zuschrift das Internet: e-mail: polizeispiegel@hhfriederich.de, Redaktion Polizeispiegel, Auf der Heide 63 a, 22393 Hamburg.
Achtung: Mit Ihrer Zusendung stimmen Sie der Veröffentlichung auch im Internet zu!

Urlaubsangebote
Ockholm/Nordsee 0109

Erholung pur in Ockholm/Nähe Dage-
büll/Husum Feha bis 5 Pers, Hzg, Kamin,
TV, 44.-Ä/Tg, Kollege Schmeling
040 – 732 30 00

Hochsauerland 0209

2 Fewo Nähe Winterberg, 2-4 Pers. 68 qm
oder 4-8 Pers. 96 qm ab30 Ä/Tg TV Terrasse
Hausp. Tel: 02984-8801, Isenberg, Wolfes-
lau 3, 59969 Hallenb./Hesbom

www.steigerwald-ferienhaus.de 0309

Südhang bis 6 Pers. ab 24.–/Tg, Komf. 
Einrichtg. Tel., TV. Garage, Spielpl., 
T-Tennis, WW-Bad, Räder! K. Conrad, Richt-

hofenstr. 5a 97318 Kitzingen, Tel. 09321-
36700

Jever- Ostfriesland 0409 

Fewo, 2 Pers Kollegen 30,- Euro inkl.
Bettw./Handtü./Fahrräder,Garten/Pavil-
lon/Grill vorh., Tel/Fax 04461-72230 od.
0170 -8623289,e-mail hans.wede@t-onli-
ne.de

Nordsee 0509

Komf. FeHs u. FeWo, ostfr. Nordsee ,Nähe
Norddeich, je 2 Schlafzi., Einbaukü., TV, ab
30,- Euro/4 Pers., Haustiere a. A. www.feri-
enwohnung-kaiser.com, Tel.: 02381-26876

Garmisch-Partenkirchen 0609

FeWo`s für 2-4 Pers., ruhig/zentral, Neubau,
geh. Ausst., ab 45,-, im Oktober noch frei,

Herbstangebote!, Tel. 08821 - 51481, 
Internet: www.ferienwohnung-partenkir-
chen.de

Elbe - Altes Land 0709
FeHa 53 qm bis 5 Pers., komf. Ausst.in Feri-
endorf Nähe Stade 50-60 Euro/Tag incl. NK
(Polizei 10 % Nachl.), ER 36 Euro, Tel:
05422-45246, www.ferienhaus-kasper.de

Ostsee / bei Damp, S.-H. 0809
Feha, 2 Terr, 2 Schlafz., Nichtraucher, keine
Tiere, 400 m z.Strans, ab 40,- Euro, e-mail:
horst.schroeder@polizei.landsh.de, Tel.:
04331-39443, FAX: 04331-332469

Altmühltal Lüftkurort-Riedenburg 0909
FeWo Waldrand, 1 Min. Zentrum, 70 qm bis
5 Pers. mit Hallenbad, TV, Balkon, PP, ab 41
Euro, Sauna, Sol. ger. Gebühr, Nichtferien-
zeiten 7=6, 14=11. Koll. Kuhnke, Tel: 0941-
700841; www.juergen-kuhnke.de

Schwarzwald 1009

Fewo, 44 qm,  Wozi, TV, EBK, Schlzi,
Bad/WC, Bettw./Handt. 30 Euro/2 P., weit.
Zi , 2 Betten 18 qm, 8 Euro/P. Endr. 25,- + 6,-
NR, k. Tiere. T:07721-71648 email: christi-
an.makowe@moenchweiler.de

Nordfriesland / Humptrup 1109

Nähe Sylt, Föhr, DK, See- u. Heilklima, Golf-
pl. 15 km, FeWo 80 qm: WZ, 2SZ, Kü, Du,
Bettw, Handt, TV, gerne m. Kindern u. kl.
Hund, 35-46 Euro/Tag, Tel/Fax:04663-7295
(Block)

Mittl.Schwarzwald/Europapark Rust
(11 km) 1209

Fewo 2-5 Pers. 65 qm, 2 Schlafz., Kü kpl.,
Freisitz, ab 34,- Euro/Tag,NK einmalig 15
Euro, Tel/Fax 07825-7629 (Röderer)

FeApp in Portugal – Costa Verde 1309
App. V. 2–6 Pers. Ab 16 Euro/Tag/App.
4000 qm großes, umfried. Grundst.,Abge-
schl. Parkpl., 5 Gehmin zum Zentrum,
www.portugalholidays.de, Tel. 0821-
466954 (Koll. Rauth)

Bordelum /Nordfriesland 1409
3-Zi-Feha, Blick auf nordfries. Hall. Stein-
haus mit 6 Schlafpl., WS, Sat-FS, Terr, F-
Räder. NS ab 35 Euro, HS ab 45 Euro/Tag.
Bolls/Marten 040 -570 50 10 ; Handy
0175-8966958

Urlaub strandnah in Holland 1509
komf. Feha vom Koll. Heitkamp zu vermie-
ten. Besuchen Sie unsere Homepage
„www.Heitkamp-Holland.de“. Telefon
02591-5590, Fax 02591-940377

Nordsee/Neßmersiel 1609
Komf. 4 Sterne-Hs, ca. 95 qm, 3 Schlzi. gr.
Wozi., Kü, Spüma. Mikrow. D/WC, TV, Tel.
Wama, Terr., Fahrr., NR, k. Tiere Tel/Fax:
06085-676 (Möglich-Watz)

Nordseeküste bei Büsum 1709

FeWo 45 qm L 4 Pers., Wohnz., IV, Schlafz.,
EBK mit Microw., Du/WC, Terr., HS 48,-/NS
33,- Euro/Tag Tel.:040-5270741, Fax:
040–53718401 (Goedecke)

Ihr Inserat kommt im Rahmen des Platzangebots zum Abdruck. 
Wir behalten uns Kürzungen vor.
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3. Umfang: max. 190 Buchstaben (30 Buchstaben Überschrift, 160 Buchstaben Text)
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Leitartikel von
Thomas Jungfer 
Es widerstrebt mir doch sehr, dass
hier „öffentlich“ zum Dienst nach
Vorschrift aufgerufen wird. Mag
sein, dass ich einer von denen bin,
die „das noch nicht kapiert haben“.
Mein Beruf ist es, für den Bürger da
zu sein. Wenn wir Dienst nach Vor-
schrift versehen, wird der Bürger in
einen Arbeitskampf verwickelt, der
einen verfassungsrechtlichen
Anspruch auf unsere Leistung hat;
und zwar auf die volle Leistung. Es
kann doch nicht sein, dass wir auf

dem Rücken des Bürgers diesen
Kampf austragen.
Ihr fordert zu Recht die Regierung
auf, ihrer Alimentationspflicht nach-
zukommen. Auch das ist aus der Ver-
fassung abzuleiten. Aber kann es
richtig sein, sein Recht zu Lasten der
Rechte anderer durchzusetzen? Wir
reden nicht davon, dass der Bürger
ein paar Tage Müll vor der Tür liegen
hat, wir reden von Sicherheit. 
Die Wiederherstellung des subjekti-
ven Sicherheitsgefühles würde sehr
lange dauern. Ich bin sicher kein
Spitzenverdiener bei der Polizei, aber
ich komme „über die Runden“.
Natürlich weigere ich mich auch,
dass man an meinem Lebensstan-

dard etwas abknabbert. Aber nicht
zu diesem Preis.
Bei dem vorgeschlagenen Weg sehe
ich die Gefahr, dass die Politik
gewinnt. Der Bürger wird nicht
danach fragen, warum er auf die
Polizei warten musste. Er wird mit
seiner Polizei unzufrieden. und wir
erreichen genau das Gegenteil. Es
gibt verdammt viele Kollegen in
unserem Beruf, die sich sehr um den
Bürger bemühen. Das ist nicht
immer leicht, aber genau das ist
unser Beruf. Mit Dienst nach Vor-
schrift wird das zerstört, was diese
Kollegen aufgebaut haben.
Der Bundesvorstand bittet die Kolle-
gen nicht, um zu sparen, aus den

Gewerkschaften auszutreten. Wenn
unsere Gewerkschaften aber offen-
sichtlich nur die Möglichkeit sehen,
Druck durch Dienst nach Vorschrift
auszuüben, ist die Begründung für
mich ein wenig schwer nachvollzieh-
bar. Ich habe kein Problem, in der Ge-
werkschaft zu bleiben, auch wenn
diese bei Arbeitskämpfen wenig
Macht hat. Ich habe jedoch ein Pro-
blem damit, wenn Gewerkschaftsar-
beit gegen meine Berufsauffassung
geht. Dienst nach Vorschrift bei der
Polizei geht für mich gegen meine
Berufsauffassung. Ich bleibe trotz-
dem in der DPolG, solange Ihr in den
überwiegenden Bereichen so weiter
macht wie bisher. Axel Finsterbusch
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Berufspolitikdbb

Gesundheitsreform:

Grundvoraussetzungen
nicht berücksichtigt
Vehement hat der dbb die Pläne zur Gesundheitsre-
form kritisiert. Das vorgelegte Papier berücksichtige
nicht die Grundvoraussetzungen für eine tiefgehen-
de Strukturreform des Gesundheitswesens. Hierzu
zählen insbesondere die Beibehaltung des Solidar-
prinzips, die Beibehaltung der paritätischen Beitrags-
finanzierung sowie die Verhinderung einer „Zwei-
Klassen-Medizin“ und eine gerechte Lastenverteilung.

den komplizierten Zuzahlungs-
regelungen.
Für den dbb kommt es bei der
anstehenden Reform vorwie-
gend darauf an, die im bisheri-
gen System bestehenden Wirt-
schaftlichkeitsreserven auszu-
schöpfen. Darüber hinaus

müsse das Reformpaket so
umgestaltet werden, dass not-
wenige Mehrbelastungen
bzw. Einschränkungen nicht
nur den Versicherten und Pati-
enten, sondern gleichermaßen
auch den Leistungserbringern
zugemutet werden.

Bürgerversicherung für Beamte:

Der direkte Weg in die Schuldenfalle
Der dbb Bundesvorsitzende
Erhard Geyer hat sich am 24.
Juli 2003 nachdrücklich gegen
eine Einbeziehung der Beam-
ten und Versorgungsempfän-
ger in die so genannte Bürger-

Erhard Geyer bestritt zudem die
logische Notwendigkeit eines
solchen Systemwechsels:
„Beamte und Versorgungsemp-
fänger finanzieren die Hälfte
ihrer Gesundheitskosten über
eine private Krankenversiche-
rung selbst. Die andere Hälfte
erstattet der Dienstherr. Die
öffentlichen Haushalte werden
nur durch die Gesundheitsko-
sten belastet, die tatsächlich im
konkreten Einzelfall anfallen.
Statt das effektive und kosten-
günstige Beihilfesystem über
Bord zu werfen, sollten die Poli-
tiker eher überlegen, ob es sich
nicht als Vorbild für eine wirk-
lich sinnvolle Reform der
gesetzlichen Krankenversiche-
rung anbietet.“ 

Problemlösungen
werden verhindert
Die Diskussion um Einführung
einer so genannten Bürgerver-
sicherung verschleiert nach
Feststellung des dbb lediglich
Probleme und führt nicht zu
einer sachgerechten Lösung. So

hat der Sachverständigenrat
für die gesamtwirtschaftliche
Entwicklung bereits in seinem
Gutachten 2001/2002 festge-
stellt, dass eine Einbeziehung
der Beamten in die gesetzliche
Rentenversicherung nur zu
einer vorübergehenden Ent-
lastung führen würde. Lang-
fristig wäre sogar mit zusätz-
lichen Ausgaben zu rechnen. 

Auch bei der Reform des deut-
schen Gesundheitssystems ist
eine kosteneffektive Lösung
gefragt und nicht sinnlose
Geldverschwendung. Denn der
Reformvorschlag verschlech-
tert die Situation auch in die-
sem Fall, weil die öffentlichen
Haushalte bei den Beamten
gegenwärtig nur durch die
Hälfte der tatsächlich anfallen-
den Gesundheitskosten belas-
tet werden. Bei einer Einbezie-
hung der Beamten in das
System der gesetzlichen Kran-
kenversicherung wären Arbeit-
geberanteile fällig, die zu
Mehrausgaben von etwa 
45 Prozent führen würden.

tel dafür hernehmen? Allein
der Arbeitgeberanteil zur
gesetzlichen Krankenversiche-
rung liegt nach allen bekann-
ten Berechnungen um bis zu
45 Prozent über den anfallen-

versicherung gewandt. Geyer:
„Das mag alles gut klingen, ist
aber völlig unseriös. Wo soll
der Staat denn die Finanzmit-

den Beihilfekosten. Und was
ist mit den mitzuversichern-
den Familienangehörigen? Das
ist nicht finanzierbar.“

Nach dbb Auffassung müssen
die Patienten deutlich höhere
Kosten aufbringen. „Die
gesamte Reform wird auf dem
Rücken der Arbeitnehmer zu-
gunsten der Arbeitgeber und
Leistungserbringer ausgetra-

gen“. Dies werde besonders
deutlich an der Streichung des
Zahnersatzes aus dem Leis-
tungskatalog der gesetzlichen
Krankenversicherung, der
Belastung der Arbeitnehmer
mit dem Krankengeld sowie
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M Wer zu effektiven Reformen unfähig ist, flüchtet
sich zu Schimären.  Eine so genannte „Bürgerver-
sicherung“, für die in der rot-grünen  Koalition
unter Beifall einzelner Oppositionspolitiker
immer intensiver getrommelt wird, ist ein sol-
ches Hirngespinst. Tatsächlich sollen wieder ein-
mal kollabierende Sozialsysteme auf dem Rücken
der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes kurz-
zeitig vor dem Abgrund  bewahrt werden.  Was
als eine „gerechte Verbreiterung“  der Einzahlun-
gen in die Renten- und Krankenversicherung
angekündigt wird, verursacht höhere Ausgaben,
verschiebt erforderliche Strukturveränderungen
und ist rechtlich unhaltbar.

gung, noch bei den Kosten im
Krankheitsfall entziehen sich
die Beamten der Solidarität.
Die Beamten sind auf beiden
Feldern solidarisch.

Mehrfach ist in Gesetzge-
bungsverfahren und  bei ande-
ren Gelegenheiten im Bundes-
tag quasi amtlich bestätigt
worden, dass die Besoldung
gerade mit Rücksicht auf die
Versorgung niedrig gehalten
ist. Das Bundesverwaltungsge-
richt und der Bundesfinanzhof
haben ebenfalls bestätigt,
dass Beamte durch Gehalts-
verzicht in der aktiven Dienst-
zeit einen Beitrag zu ihrer Ver-
sorgung leisten.

Bei den Gesundheitskosten
verfügen Beamte zwar durch
die Beihilfe über ein eigenes
Sicherungssystem, das in der
Regel 50 Prozent abdeckt. Die
andere Hälfte muss der Beam-
te allein versichern, leistet also
seinen Solidarbeitrag. Eine
bürokratische Bürgerversiche-
rung würde die Struktur-
schwäche der gesetzlichen
Krankenversicherung lediglich
für eine kurze Zeit verschleiern
können. Wo hier ein Vorzug lie-
gen soll, ist unerfindlich.

Völlig unabhängig von den
sachlichen Mängeln und
Ungereimtheiten einer Bürger-
versicherung ist absolut uner-
träglich, wie rigoros und wur-
stig mit Beamten umgesprun-
gen wird. Als ob sie lediglich
eine fiskalische oder politische
Manövriermasse wären. Nach
den Öffnungsklauseln und der
Streichung und Kürzung von
Sonderzuwendungen scheint
dies Methode zu werden.

Unsere Kolleginnen und Kolle-
gen haben es nicht verdient,
dass ihre Leistungen und ihr
Einsatz nicht geachtet werden.
Das schlägt zusätzlich auf das
Gemüt.

Mit einer solchen heuchleri-
schen Stimmungsmache, die
alle einschlägigen Tatsachen
ignoriert, muss es endlich ein
Ende haben. Bei dieser Phan-
tomdiskussion wird insbeson-
dere dreist unterschlagen, dass
durch die Einbeziehung von
Beamten in  eine nebulöse
Bürgerversicherung Zusatzkos-
ten von schätzungsweise 17
Milliarden Euro  in jedem Jahr
für die öffentlichen Haushalte
entstünden. Wer die Kassenla-
ge kennt, dem müsste eigent-
lich sofort auffallen, dass eine
solche Bürgerversicherung zur
Gesundheits- und Altersver-
sorgung damit unbezahlbar
wäre. In der Diskussion, die
unter der falschen Flagge „Ge-
meinsinn“ segelt, wird näm-
lich lediglich erwähnt, dass alle
Beitragszahler entlastet und
die Systeme stabilisiert wür-
den, wenn auch Beamte, Frei-
berufler und Selbstständigen
Beiträge abführten. 
Dass nicht einmal die beab-
sichtigen kurzfristigen Sparef-
fekte eintreten, wird klar
ersichtlich, wenn die Leistun-
gen an die Versicherten und
die Aufwendungen des Staa-
tes dagegen gestellt werden.
Die geschätzten 17 Milliarden
Euro Zusatzkosten ergeben
sich nämlich daraus, dass die
Gebietskörperschaften als
Arbeitgeber die Hälfte der fälli-
gen Sozialversicherungskosten
für ihre Beamten zu tragen
hätten, drei Milliarden Euro
zur Krankenversicherung und
14 Milliarden Euro für die
Alterssicherung der aktiven
Beamten.
Darüber hinaus bleibt natür-
lich die Verpflichtung zur  Zah-
lung laufender Pensionen von
einer Systemumstellung
unberührt. Dabei würde nicht
einmal das Ziel einer Sanie-
rung der gesetzlichen Renten-
versicherung vorangebracht.

Bürgerversicherung:

Phantomdiskussion

Das Gutachten des Sachver-
ständigenrates für die
gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung aus 2001/2002 ent-
hält die Aussage, dass eine
Einbeziehung der Beamten in
die Rentenversicherung höch-
stens kurzzeitig und vorüber-
gehend die Kasse entlasten
würde. Langfristig wäre sogar
mit zusätzlichen Ausgaben zu
rechnen. Sinn der Gutachten
ist, dass Sachverständige eine
seriöse Richtschnur für politi-

sche Entscheidungen geben.
Gleichwohl führen Politiker
eine Diskussion, die mehr von
Halbwissen und Falschinfor-
mationen geprägt ist als von
Sachverstand und Weitsicht.
Der ideologische Unterbau,
der für dieses Ansinnen an
den Haaren herbeigezogen
und konstruiert wird, ist
wenig ehrenhaft, weil er von
unzutreffenden Behauptun-
gen ausgeht. Weder bei der
Finanzierung der Altersversor-
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Bundessonderzahlungsgesetz:

dbb beklagt Wortbruch
„Unzureichend – wir lehnen dieses schlechte Gesetz

rundum ab!“ lautete das Fazit der dbb Delegation
unter Leitung des stellvertretenden Bundesvorsitzen-
den Peter Heesen zum Bundessonderzahlungsgesetz
(Weihnachts- und Urlaubsgeld für Beamte und Ver-
sorgungsempfänger des Bundes) bei einem Beteili-
gungsgespräch am 7. August 2003 in Berlin. Die Plä-
ne der Bundesregierung, das Urlaubsgeld komplett
zu streichen und das Weihnachtsgeld um bis zu 40
Prozent zu kürzen, stoßen weiter auf den massiven
Widerstand des dbb.

„Wir beklagen einen eindeuti-
gen Wortbruch durch den Bun-
desinnenminister“, kritisierte
Heesen. „Noch beim Beteili-
gungsgespräch am 6. Mai die-
ses Jahres hat Otto Schily uns
erklärt, er gehe mit dem
Gesetzentwurf nur auf die
Wünsche der Länder ein und

öffentlichen Dienst zu sorgen.“
Die beabsichtigten Kürzungen
von 30 Prozent des Weih-
nachtsgeldes der Aktiven, 
40 Prozent des Weihnachtsgel-
des bei Versorgungsempfän-
gern und 100 Prozent des
Urlaubsgeldes bei beiden
Gruppen ließen die Betroffe-

nommen: „Faktisch zahlen die
betroffenen Kolleginnen und
Kollegen drauf“, stellte Heesen
klar.

Der dbb vermisst bei der
geplanten Regelung der Bun-
desregierung außerdem so-
ziale Aspekte. So sei auf eine
familienpolitische Komponen-
te ebenso verzichtet worden
wie auf einen Ausgleich für die
viel stärker betroffenen unte-
ren Einkommensgruppen.
Unbeschadet der grundsätz-
lichen Ablehnung des Gesetz-
entwurfs verlangt der dbb bei
den noch anstehenden Bera-
tungen mindestens folgende
Korrekturen:

– Die Gleichbehandlung der
Aktiven und der Versor-
gungsempfänger, und zwar
auf der Basis des höheren
Zahlungswertes.

– Die zeitliche Befristung der
Kürzungsmaßnahmen oder
eine gesetzliche Festschrei-
bung, dass die Sonderzuwen-
dung künftig an den regel-
mäßigen linearen Erhöhun-
gen teilnehmen, also dyna-
misiert wird.

– Weiter seien abfedernde
Übergangsregelungen, ins-
besondere für Versorgungs-
empfänger, die zusätzlich
durch die Kürzung ihrer pro-
zentualen Versorgungshöhe
aus der Versorgungsrechtsre-
form betroffen sind ebenso
unabdingbar wie Korrektu-
ren für die unteren Einkom-
mensgruppen bei der Höhe
der Kürzung. 

Warnung vor 
Demotivation

Sollte es nicht mindestens zu
diesen Verbesserungen kom-
men, werde das Auswirkung
auf die Motivation und die
Loyalität der Beschäftigten
nach sich ziehen. Außerdem
müsse die Bundesregierung

damit rechnen, dass der dbb
die Rechtsgrundlagen der
Kürzungen überprüfen lasse.
„Es ist fraglich, ob
Haushaltseinsparungen
allein als sachlicher Grund für
Kürzungen der amtsange-
messenen Alimentation aus-
reichen“, argumentierte Hee-
sen. Er frage sich zudem, wa-
rum aus Gründen der Verwal-
tungsvereinfachung auf eine
generelle Umlegung der Son-
derzuwendung auf zwölf
Monate verzichtet worden
sei. Zu prüfen sei schließlich,
ob der Gesetzentwurf dem
Gleichheitsgrundsatz stand-
halte, weil die Versorgungs-
empfänger – auch relativ
betrachtet – schlechter
behandelt werden als aktive
Beamte. 

Neben sachlichen Bedenken
kritisierte der dbb die Art und
Weise des Beteiligungsver-
fahrens:

Den gewerkschaftlichen Spit-
zenorganisationen ist am
Vorabend des Beteiligungsge-
sprächs ein bereits mit den
Bundesressorts abgestimm-
ter Entwurf präsentiert wor-
den. Damit sollen scheinbar
sowohl Einflussmöglichkei-
ten auf das Regierungshan-
deln als auch Meinungsbil-
dungsprozesse innerhalb der
Spitzenorganisationen ausge-
bremst werden. Zudem hätte
bei derart gravierenden Ein-
griffen in die Einkommens-
struktur der Bundesbeamten
darüber hinaus der Bundesin-
nenminister persönlich das
Beteiligungsgespräch führen
müssen.

Innenministerium 
stellt auf stur

Dr. Göttrik Wewer, Staatsse-
kretär im Bundesministerium
des Innern, vertrat den im
Urlaub weilenden Bundesin-
nenminister Otto Schily und
wies die Kritik zurück. Er stell-
te fest, dass der Bund 2003
gegenüber verschiedenen
Ländervorstellungen keine
zusätzlichen Sparmaßnah-
men initiiert hat. Diese

plane selbst keine Kürzungen
bei Weihnachts- und Urlaubs-
geld. Das Wort des Ministers
hat keine zwei Monate gehal-
ten.“ Das sei besonders ent-
täuschend: „Gerade der Bund
hat mehr als andere die Ver-
pflichtung, für die Einheitlich-
keit der Lebensverhältnisse in
Deutschland und ein transpa-
rentes Bezahlungssystem im

nen trotz linearer Erhöhung in
2004 draufzahlen, während in
allen Bereichen der Wirtschaft
Einkommensverbesserungen
zwischen 2,6 und 6,1 Prozent
ausgehandelt worden seien.
Die Besoldungserhöhung wer-
de damit nicht nur zurückge-

Beteiligungsgespräch im BMI.

Im Bild von links: Klaus 

H. Leprich (BDZ), Rainer

Schwierczinski (VBOB) und

dbb Vize Peter Heesen als

Leiter der dbb Delegation.
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Garantie aber habe von
Anfang an nicht für das Jahr
2004 gelten können. Insoweit
läge kein Wortbruch des
Ministers vor. 
Weiter bestritt Wewer, dass
eine Ressortabstimmung
bereits eine politische Ent-
scheidung darstelle. Befürch-
tete Wettbewerbsnachteile
aufgrund von Öffnungsklau-
seln wies Wewer ebenfalls
zurück. Zwar wünsche das
BMI keine Auseinanderent-
wicklung bei der Bezahlung
im öffentlichen Dienst, müsse
sich aber dennoch „im Trend

der Zeit“ bewegen. Da der
vorgelegte Gesetzentwurf
insgesamt bereits einen
Kompromiss zwischen
Innen- und Finanzministeri-
um darstelle, könne Wewer
nicht garantieren, dass die
von dbb aufgestellten Min-
destanforderungen aufge-
griffen würden.
Die Bundesregierung
beschloss denn auch bereits
am 13. August 2003 das
Bundessonderzahlungsge-
setz – ohne die Einwände
des dbb auch nur ansatzwei-
se zu berücksichtigen.

Urteil zur ungleichen Besoldung Ost/West:

Angleichung bis 2007

Der dbb bedauert das Urteil
des Bundesverfassungsge-
richts zur Ostangleichung
vom 17. Juli 2003, weil 13
Jahre nach der Wiederver-
einigung einmal mehr nach
wirtschaftlichen und nicht
nach menschlichen Aspek-
ten geurteilt worden ist.
Geyer: „Ich bin sicher, dass
die Kollegen in den neuen
Bundesländern dies genauso
empfinden.“ Einziger positi-

ver Aspekt des Urteils ist aus
Sicht des dbb die höchstrich-
terliche Feststellung, dass
die vollständige Ostanglei-
chung nicht beliebig hinaus-
geschoben werden kann.
Vielmehr haben die Verfas-
sungsrichter die Politiker in
die Pflicht genommen, die
vollständige Ostangleichung
der Einkommen von Ange-
stellten, Arbeitern und
Beamten in den neuen Län-
dern an das Westniveau bis
spätestens 2007 umzuset-
zen. 

Das Bundesverfassungsge-
richt hatte in einem am 17.
Juli 2003 veröffentlichten
Urteil entschieden, dass die
niedrigere Besoldung für
Beamte, Richter und Solda-
ten in den neuen Bundes-
ländern nicht gegen das
Grundgesetz verstößt.
Wegen der unterschiedli-
chen wirtschaftlichen Ver-
hältnisse in Ost- und West-
deutschland verstößt das
ungleiche Besoldungsniveau
nach Auffassung des
Gerichts derzeit noch nicht
gegen den Grundsatz der
Gleichbehandlung. Aller-
dings sei die herrschende
Übergangsregelung nicht
beliebig verlängerbar.



D

Tarifpolitikdbb

POLIZEISPIEGEL – dbb Seiten – September 200332

Nach einer zehn Jahre währenden Diskussion über
eine Reform der Organisationsstrukturen der gesetz-
lichen Rentenversicherung bahnt sich inzwischen ein
breiter Konsens an, der noch in diesem Jahr in einen
Gesetzentwurf einmünden soll. Dabei sollen die
Unterscheidung von Angestellten und Arbeitern 
aufgehoben werden und die Zuständigkeiten auf
Bundes- wie Länderebene – allerdings mit neuem
Zuschnitt – erhalten bleiben. Die GdS im dbb enga-
giert sich in dieser Diskussion nachhaltig für die
Interessen der Beschäftigten.

Die Bundesversicherungs-
anstalt für Angestellte feierte in
diesem Jahr ihr 50-jähriges
Bestehen. Die BfA war am 
7. August 1953 als Nachfolger
der Reichsversicherungsanstalt
für Angestellte in Berlin gegrün-
det worden. Die Zahl der Versi-
cherten wuchs von 5,4 Millionen
im Jahr 1954 auf über 25 Millio-
nen an. Damit ist die BfA der
größte Rentenversicherungs-
träger in Europa. 

Wandel
Diese Entwicklung ist ein Indiz
für den Wandel in der Arbeits-
welt, in dem die gewerbliche
Arbeit zunehmend an Bedeu-
tung verliert. Dies führt bei den
Landesversicherungsanstalten
als Träger der Arbeiter-Renten-
versicherung zu sinkenden Versi-
chertenzahlen. So verringerte
sich der Versichertenbestand in
der Arbeiter-Rentenversicherung
bezogen auf die alten Bundes-
länder zwischen 1962 und 2000
von 12,3 auf 11,7 Millionen. Seit
1991 hat die Arbeiter-Renten-
versicherung in Gesamtdeutsch-
land circa eine Million Versicher-
te verloren und die Angestell-
ten-Versicherung im gleichen
Zeitraum etwa 2,7 Millionen
Versicherte hinzugewonnen.
Beim Rentenzugang zeigt sich
das gleiche Bild. Während die
Rentenzugänge der Arbeiter-
Rentenversicherung kontinuier-
lich abnehmen, steigen sie im
Bereich der Angestellten-Versi-
cherung.

Dies ist der Grund für die mitt-
lerweile mehr als zehn Jahre
währende Diskussion über die
Neuorganisation der gesetzli-
chen Rentenversicherung. Hier-
zu gab es im Jahr 1996 bereits
einen vom Bundesrat einge-
brachten Entwurf eines Geset-
zes zur Änderung der Zuständig-
keiten in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung. Danach sollten
auch die versicherten Angestell-
ten ab einem bestimmten

Geburtsjahrgang der Zuständig-
keit der LVA unterliegen. Dem
gegenüber sollten alle Versicher-
ten mit ausländischen Versiche-
rungszeiten von der BfA über-
nommen werden. Im Ergebnis
wäre der Bestand der LVA garan-
tiert, die BfA in ihren Zuständig-
keiten und damit auch in ihrer
politischen Bedeutung reduziert
worden.

Vorschläge

In diesem Jahr hatte der Ver-
band Deutscher Rentenversiche-
rungsträger (VDR) Vorschläge
vorgelegt, deren Ziel es ist, eine
einheitliche und kostengünstige
Rentenversicherung mit selbst-
ständigen Trägern auf der Bun-
des- und Regionalebene zu
schaffen. Das vorgeschlagene
Organisationsmodell geht von
zwei zentralen Elementen aus:
Der Stärkung der Selbstverwal-
tung und der Schaffung einer
stärkeren Einheitlichkeit der
Rentenversicherung mit selbst-
ständigen Trägern. 

Mittlerweile haben Baden-
Württemberg und Niedersach-
sen Gesetze zur Zusammenle-
gung von Landesversicherungs-
anstalten verabschiedet. Weite-
re Fusionen sind beabsichtigt.

Jeder Träger erhält – wie bisher
– eine von Versicherten und
Arbeitgebern gewählte Selbst-
verwaltung. Zusätzlich werden
die Selbstverwaltungen der
regionalen Träger an der Selbst-

verwaltung auf der Bundesebe-
ne beteiligt. 

Die stärkere Einheitlichkeit der
Rentenversicherung soll
dadurch zum Ausdruck kom-
men, dass der VDR in den Bun-
desträger (BfA) integriert wird.
Zudem werden alle Träger der
gesetzlichen Rentenversiche-
rung nach außen als „Deutsche
Rentenversicherung“ gegenü-
ber Versicherten, Betrieben, Lei-
stungsempfängern, Politik und
Öffentlichkeit auftreten.

Mit der Neuorganisation wird
auch die Unterscheidung zwi-
schen Arbeitern und Angestell-
ten wegfallen, da die Ein-
führung eines einheitlichen
Versichertenbegriffs ein zentra-
les Element des neuen Kon-
zepts ist. Damit wird die Ent-
wicklung in anderen Bereichen
– wie in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung oder in vielen
Tarifverträgen – nachvollzogen.
Mit der Aufgabe dieser Unter-

scheidung muss ein anderes Kri-
terium für die Versichertenzuord-
nung gefunden werden. In dem
auf Grundlage des Vorschlags der
Rentenversicherer von Bundes-
kanzler und Ministerpräsidenten
der Länder am 26. Juni 2003
beschlossenen Organisationsmo-
dell ist eine Verteilung der Versi-
cherten im Verhältnis von 45 Pro-
zent für die Bundes- und 55 Pro-
zent für die Landesebene ange-
dacht. 

Interessenschutz
Mit der GdS wird der dbb bei der
anstehenden Organisationsre-
form dafür eintreten, den
berechtigten Interessen der dort
Beschäftigten das gleiche
Gewicht einzuräumen wie Bür-
gerfreundlichkeit und Versicher-
tennähe. Die Beschäftigten, ins-
besondere ihre Interessenvertre-
tungen in Betriebs- und Perso-
nalräten, sind in jedem Stadium
umfassend in die Diskussions-
und Entscheidungsprozesse ein-
zubeziehen. Dabei sind die
Arbeitsplätze der Beschäftigten
an den bisherigen Standorten zu
sichern. Kündigungen sind eben-
so auszuschließen wie Verset-
zungen und Abordnungen gegen
den Willen der Beschäftigten.
Änderungen der Organisations-
strukturen müssen von tarifver-
traglichen Vereinbarungen zum
Schutz der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter flankiert werden.

Nachdem es bereits 2001 gelun-
gen war, einen ersten Fusionsta-
rifvertrag abzuschließen, haben
die Arbeitgeber der GdS inzwi-
schen signalisiert, bei solchen
Tarifverhandlungen gemeinsam
antreten zu wollen.

Rentenversicherung im Umbruch:

Große Organisationsreform

Brandenburg: Kündigungen vom Tisch
„Die angedrohten betriebsbedingten Kündigungen sind vom
Tisch“, erklärte der Verhandlungsführer der dbb tarifunion Hel-
mut Overbeck nach der Unterzeichnung eines Eckpunktepapiers
für einen Solidarpakt zwischen Gewerkschaften und der Landes-
regierung am 11. August 2003 in Potsdam. Die Gewerkschaften
hätten damit Handlungs- und Gestaltungsfähigkeit gezeigt. Für
die Beamten hat der dbb erreicht, dass das Land Brandenburg
als einziges ostdeutsches Bundesland deren Weihnachtsgeld im
Jahr 2003 nicht kürzen wird. Brandenburg hatte zuvor gedroht,
zur Entlastung des Haushalts in großem Umfang den Mitarbei-
tern betriebsbedingt zu kündigen. 
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Chancen  und Erträge sichern:

Offene
Immobilienfonds
– Geheimtipp 
für Anleger!
Spätestens seit den Turbulenzen am „Neuen
Markt“ und den Kursverlusten von DAX & Co. ist
so mancher Anleger vom Börsenfieber geheilt.
Anlagesicherheit ist in diesen unruhigen Zeiten
wieder ein Gütesiegel für Finanzprodukte gewor-
den. Doch festverzinsliche Papiere wie Bundes-
anleihen schaffen mit einer Laufzeit von fünf
Jahren kaum eine vier vor dem Komma. Renten-
fonds leiden ebenfalls unter der aktuellen Nied-
rigzinsphase und bergen dazu noch Kursrisiken.
Immobilienanlagen stehen hingegen wieder im
Rampenlicht der Anlageprodukte.

Besonders die offenen Immo-
bilienfonds stechen mit ihrer
gleichmäßigen Wertentwick-
lung hervor. Seitdem 1959
der erste offene Immobilien-
fonds aufgelegt wurde,
erwirtschafteten die Fonds
Jahr für Jahr Gewinne. Ver-
lustjahre sind ihnen unbe-
kannt. Das Risiko dieser Anla-
geform ist demnach äußerst
gering. Ähnlich sehen das
beispielsweise auch die
Gerichte, von denen die offe-
nen Immobilienfonds regel-
mäßig für Mündelgeldan-
lagen zugelassen werden.
Offene Immobilienfonds
investieren in lukrative
Gewerbeimmobilien und
erwirtschaften neben den
laufenden Mieterträgen auch
noch attraktive Wertsteige-
rungen. Im Unterschied zu
den geschlossenen Immobili-
enfonds sind offene Immobi-
lienfonds im wahrsten Sinne
offen:  Anleger können jeder-
zeit ihre Fondsanteile zurück-
geben. Damit bleiben Anleger
auch bei größeren Einmalbe-
trägen liquide. Ein wichtiger
Unterschied zu den geschlos-
senen Immobilienfonds
besteht auch in der Höhe der
Mindestanlage: bei offenen
Immobilienfonds können
Anleger schon mit 50 Euro
einsteigen. Zudem unterste-
hen die offenen Immobilien-
fonds im Gegensatz zu den
geschlossenen Fonds der
Kontrolle durch die deutsche
Bankenaufsicht. Außerdem
gelten die strengen Anleger-
schutzvorschriften des Kapi-
talanlagegesetzes nur für die
offenen Immobilienfonds. Ein
weiterer Vorteil liegt in der
Risikostreuung. Viele offene
Immobilienfonds haben 50
und mehr Gebäude im
Bestand, welche sich über
mehrere Städte, Regionen
und Länder verteilen. Bei
geschlossenen Immobilien-
fonds ist der Sparer in der
Regel nur an einer Immobilie
beteiligt. Eine Risikostreuung
findet nicht statt. 

Der offene Immobilienfonds
HAUS-INVEST belegt zurzeit

den Spitzenplatz. Zum 31. Juli
2003 belegte er mit einer
Rendite von 18 Prozent im
Dreijahresvergleich den Spit-
zenplatz. Die Qualität von
HAUS-INVEST wird auch von
unabhängigen Rating-Agen-
turen bestätigt.

So bekam der Fonds von der
Analyse-Gesellschaft Moody’s
als einziger Fonds der Branche
in allen untersuchten Kriteri-
en die Höchstnote – das
begehrte Triple A. 

Sonderkonditionen
für dbb Mitglieder
Mitglieder in einer Einzelge-
werkschaft von dbb beamten-
bund und tarifunion können
HAUS-INVEST jederzeit über
das dbb vorsorgewerk erwer-
ben – und das zu besonders
günstigen Konditionen. Als
Bonus erhalten Mitglieder
und deren Angehörige einen
Rabatt von 25 Prozent auf den
Ausgabeaufschlag!  Bei einer
Anlagesumme von 10 000
Euro ergibt dies einen Preis-
vorteil von rund 125 Euro. Der
Rabatt gilt selbstverständlich
auch für kleinere Anlagebe-
träge. HAUS-INVEST kann
schon ab 50 Euro einmaligem
oder regelmäßigem Anlage-
betrag erworben werden.

Das dbb vorsorgewerk errei-
chen Sie telefonisch unter der
Telefonnummer (01 80) 
5 77 66 90 (12 Cent pro Minu-
te) oder im Internet unter
www.dbb-vorsorgewerk.de.
Dort finden Sie im Formular-
center auch eine ausführliche
Broschüre zum offenen
Immobilienfonds HAUS-
INVEST. 

Im Internet kann überdies
auch die sehr günstige Aus-
landsreise-Krankenversiche-
rung des dbb vorsorgewerk
beantragt werden. Diese gibt
es schon für 4,92 Euro pro Per-
son und Jahr und ist damit
laut der Zeitschrift FINANZ-
TEST (Ausgabe 5/2003) das
günstigste Angebot. Der Onli-
ne-Abschluss ist für Personen
bis zum Alter von 54 Jahren
möglich.
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Aus den Mitgliedsgewerkschaftendbb

2003 keine 
Absenkung
Der bayerische Ministerrat
beabsichtigt, das Weihnachts-
geld der aktiven Beamten ab
2004 auf 70 Prozent bezie-
hungsweise auf 65 Prozent ab
Besoldungsgruppe A 12 abzu-
senken. Die Sonderzuwendung
für die Versorgungsempfänger
soll dementsprechend auf 60
beziehungsweise 56 Prozent
abgesenkt werden. Urlaubsgeld
sollen Beamte nur noch bis A 8
in Höhe von lediglich 100 Euro
erhalten. Die Regelungen sind

� BBB

Rolf 

Habermann,

Vorsitzender

des Bayeri-

schen 

Beamten-

bundes.

Protest
vorprogrammiert
Der dbb hamburg hat Kürzun-
gen am Weihnachts- und
Urlaubsgeld der Landesbeam-
ten bei einem Beteiligungsge-
spräch am 11. August 2003 im
Personalamt des Senats ener-
gisch zurückgewiesen. In allen
Feldern des öffentlichen Diens-
tes sei in den letzten zwei Jahr-
zehnten drastisch eingespart
worden. Auch Bürgermeister
Ole von Beust hatte die vorge-
sehene Kürzung als äußerst
belastend bezeichnet. Aller-
dings bliebe dem Senat in der
gegenwärtigen Haushaltslage
keine Alternative. Dazu dbb
Landeschef Gerd Tiedemann:
„Diese Krokodilstränen des Bür-
germeisters rühren uns nicht.
Wir werfen dem Senat vor, dass
er zu Beginn der Wahlperiode
keine Bestandsaufnahme über
die bereits dem öffentlichen
Dienst abverlangten Sonderop-
fer gemacht hat. Der Senat

� dbb hamburg

Gerd 

Tiedemann,

Vorsitzender

des dbb

hamburg.

Öffnung nach
oben
Auch nach der Rücknahme
der Arbeitszeitverlängerung
für die Berliner Landesbe-
amten sieht der dbb berlin
weiteren Verhandlungsbe-
darf mit dem Senat. Nach
Vorstellungen des Berliner
dbb Vorsitzenden Joachim
Jetschmann muss nun auch
die Besoldung der Beamten
im Ostteil Berlins neu ver-
handelt werden. „Wir wol-
len eine Öffnungsklausel
nach oben und dafür bei der
Verwaltungsstruktur spa-
ren“, sagte Jetschmann am
18. Juli 2003.

Postkartenaktion
Mit einer Postkartenaktion
kämpft die VdB Bundes-
bankgewerkschaft um die
Rücknahme umstrittener
Beschlüsse des Bundesbank-
vorstandes, der unter ande-
rem entschieden hat, die
Bearbeitung von Münzgeld
zum 1. Januar 2004 kom-
plett einzustellen. „Durch
derartige Maßnahmen wird
der Abbau von Arbeitsplät-
zen im Bereich der Bankfilia-
len erheblich beschleunigt
und einer Schließung weite-
rer Außenvertretungen Tür
und Tor geöffnet“, kritisierte
VdB Chef Karl-Heinz
Schmidt. 

bis 2006 befristet. Der Bayeri-
sche Beamtenbund (BBB)
erkennt an, dass Ministerpräsi-
dent Edmund Stoiber mit seiner
Ankündigung Wort gehalten
hat, dass Bayern beim Weih-
nachtsgeld 2003 nicht von der
Öffnungsklausel Gebrauch

machen wird. Auch sei die
bayerische Lösung im Vergleich
mit den Planungen anderer Län-
der vorzuziehen. „Die Akzeptanz
bei den Beschäftigten dürfte
sich allerdings in engsten Gren-
zen halten, weil keinerlei Zusa-
gen ab 2007 gemacht werden“,
kritisierte BBB-Chef Rolf Haber-
mann und erinnerte daran, dass
Bayern bei der Debatte um die
Öffnungsklauseln immer wieder
auf mögliche Erhöhungen beim
Weihnachts- und Urlaubsgeld
verwiesen hatte. Angesichts der
damals geweckten Hoffnungen
dürfe man erwarten, dass nach
Ablauf der Befristung zumindest
der alte Zustand wiederher-
gestellt wird. „Nach 2006 ist
eine vollständige Neuregelung
nötig.“ Eine Zusage, die Zuwen-
dung anschließend wieder zu
erhöhen, gebe es bislang nicht.
Der Bayerische Beamtenbund
setzt jetzt auf den am 21. Sep-
tember 2003 neu zu wählenden
Landtag, der die Pläne des
Ministerrats noch verhindern
kann.

wird sich auf heftige Protestak-
tionen einzustellen haben.“ Der
dbb hamburg verweist auf die
gewaltigen gemeinsamen Spar-
anstrengungen von Politik und
städtischem Personal. So sei der
Personalkostenanteil des Ham-
burger Haushaltes auf 36 Pro-
zent – den Stand von vor zwei
Jahrzehnten – zurückgefahren
worden. Gleichzeitig hätten in
der öffentlichen Verwaltung
engagierte, ideenreiche und tief
greifende Veränderungen und
Modernisierungen im Interesse
der Bürgerinnen und Bürger
stattgefunden. Dieser Prozess
dauere noch an. Tiedemann:
„Der Senat soll sich hüten, die-
sen engagierten öffentlichen
Dienst durch weitere Sonderop-
fer zu demotivieren.“ Parallel
hat der dbb hamburg eine Post-
kartenaktion gestartet, die von
Hamburgs Bürgermeister Ole
von Beust Augenmaß im
Umgang mit den Beschäftigten
fordert.

� BBW

Verwaltungsreform
nicht
nachvollziehbar
Die von der baden-württem-
bergischen Landesregierung
angestellten Überlegungen zu
einer „Verwaltungsreform
2003/2005“ sind aus Sicht des
Beamtenbundes Baden-Würt-
temberg (BBW) „unausgego-
ren, unschlüssig und weitest-
gehend fachlich nicht nach-
vollziehbar.“ Das stellt der
BBW in einem 12-seitigen Gut-
achten zur Verwaltungsreform
fest. Die Stellungnahme des
BBW, die auch auf der Inter-
netseite des Landesbundes
(www.bbw.dbb.de) zum Down-

load zur Verfügung steht, for-
dert die Reformbefürworter
unter anderem auf, zunächst
eine Aufgabenanalyse mit ein-
gehender Aufgabenkritik vor-
zulegen, aus der sich die Not-
wendigkeit einer Verwaltungs-
reform zwingend ergeben
müsse. Auch hält der BBW, der
die geplante Reform in ihrer
derzeitigen Form in weiten Tei-
len ablehnt, die vom Minister-
präsidenten erwartete Effizi-
enzrendite von 20 Prozent für
eine Fata Morgana. Fakt sei
vielmehr, dass die geplanten

Maßnahmen eine Anschubfi-
nanzierung von vielen Millio-
nen Euro erforderten. Sinnvol-
len Reformvorhaben will der
BBW jedoch auch in Zukunft
nicht im Wege stehen: Ver-
nünftigen Argumenten zum
Wohl des Landes und der Bür-
ger sei man stets aufgeschlos-
sen.

Horst

Bäuerle,

Vorsitzender

des Beam-

tenbundes

Baden-

Württem-

berg.
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Ukrainische Beamtenbund-Jugend:

Austausch angeregt

Eine vierköpfige Delegation
der ukrainischen Beamten-
bund-Jugend um Dr. Dmytro
Nykonenko erörterte am 24.
Mai 2003 in Königswinter/
Thomasberg die Möglichkeit
eines Jugendaustausches mit
der dbb-jugend. Der Austausch
soll dem besseren Verständnis
füreinander und dem Lernen
voneinander dienen. Der Vor-
sitzende der ukrainischen
Beamtenbund-Jugend Jurij
Muzyka erläuterte dem stell-
vertretenden Vorsitzenden der
dbb-jugend Jörg Hölzmer die

schwierige Situation der
Beamten in der ukrainischen
Verwaltung, die sich in vielem
mit der Situation in Deutsch-
land deckt. Als Beispiel führte
er das schlechte Image des
öffentlichen Dienstes in der
Ukraine an. Das sei der Grund,
weshalb immer weniger
Jugendliche in den öffentli-
chen Dienst eintreten wollen,
was  zu einer Überalterung in
den Verwaltungen führt. 

Kürzungsabsichten des Bundes: 

Schieflage provoziert
Mit ihren neuen Kürzungsabsichten bei den Bundes-
beamten handelt die Bundesregierung wiederholt
unsozial. Während in den höheren Besoldungsgrup-
pen durch die Streichung des Urlaubsgeldes 255,65
Euro an jährlichen Einkommen wegfallen, schlägt
dieselbe Maßnahme in den unteren Einkommens-
gruppen mit 332,34 Euro zu Buche. 

Die soziale Schieflage ist vor-
programmiert, da junge Beam-
te durch diese Einschnitte
besonders hart getroffen wer-
den. Die dbb-jugend lehnt
daher die neuen Einsparvor-
schläge ab. „Es kann nicht sein,
dass gerade in der ersten Beruf-
sphase zum Aufbau eines eige-
nen Hausstandes notwendige
Besoldungsbestandteile ein-
fach gestrichen oder gekürzt
werden,“ so Jörg Aland, Vorsit-
zender der dbb-jugend. Beim
Bezug der ersten Wohnung und
in der Familiengründungsphase
seien die finanziellen Aufwen-
dungen schließlich größer als
im späteren Berufsleben.

Der Entwurf des Bundessonder-
zahlungsgesetzes, den die Bun-
desregierung den Gewerkschaf-
ten im Beteiligungsverfahren
vorgelegt hat, sieht vor: Wegfall

des Urlaubsgeldes ab 2004
und Absenkung der Sonderzu-
wendung auf 60 Prozent der
Amtsbezüge bei aktiven Beam-
ten. Dafür soll ein Teil des ein-
gesparten Betrags für Leis-
tungsbezahlung verwendet
werden. 

Weihnachtsgeld der
Abgeordneten

Kühn behauptet der Bundes-
tag auf seiner Homepage, dass
Abgeordnete kein Weihnachts-
geld bekämen – was falsch ist,
denn diese Einkommensbe-
standteile sind längst in die
monatlichen Bezüge einge-
baut und dynamisiert worden.
Was sich die Politiker genehmi-
gen, wird den Beamten in den
Verwaltungen und Behörden
aber vorenthalten. 

ddb-j Bildungsreferentin 

Pia Yvonne Schäfer (links)

und dbb-j Vize Jörg Hölz-

mer (3. von rechts) mit den

ukrainischen Gästen.

Beihilfesystem 
ist besser
Die Bürgerversicherung soll es
jetzt richten und erheblich höhe-
re Beiträge in die Kassen spülen.
Natürlich sollen dort auch Beam-
te und Selbstständige einzahlen.
Das derzeit für die Beamten gel-
tende Privatkrankenversiche-
rungs- und Beihilfe-System wird
von interessierten Polit-Kreisen
gern als „Beamten-Privileg“ hin-
gestellt. Dabei ist es für die
Arbeitgeber um 45 Prozent billi-
ger als die gesetzliche Kranken-
versicherung (GKV). Verständli-
cher wird das Ganze, wenn man
sich mit den Zahlen befasst. Das
Bundessozialministerium hat die
Kennzahlen der GKV ins Internet
gestellt (www.bmgs.bund.de),

wo sie jeder abrufen kann.
Danach haben Arbeitnehmer und
Arbeitgeber im Jahr 2002 jeweils
zur Hälfte insgesamt 136,21 Mil-
liarden Euro an Beiträgen in die
GKV eingezahlt. In einem „privile-
gierten“ System wie der Kranken-
versicherung der Beamten hätten
Arbeitnehmer und Arbeitgeber
nur 55 Prozent davon also 74,92
Milliarden Euro zuzüglich 7,56
Milliarden für Krankengeld, das
bei den Beamten nicht anfällt,
insgesamt also 82,44 Milliarden
aufbringen müssen. 53,77 Milli-
arden wären jährlich eingespart
worden und stünden Wirtschaft
und Bürgern für Investitionen
und Konsum zur Verfügung. Der
Beitragssatz in der GKV könnte
von derzeit 14,3 auf 8,66 Punkte
sinken. 

Anton Fromme
34414 Warburg

Leserbrief
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Akademie

Aus den Mitgliedsgewerkschaften

dbb

gründigen Konflikt der Wunsch
nach Anerkennung und Bestäti-
gung oder nach Sicherheit und
Beständigkeit steht.

In unserem Fall von Herrn A und
Herrn B könnte es zum Beispiel
eine Rolle spielen, dass Herr A
seine bisher unangefochtene
Position und diejenigen seiner
Mitarbeiter durch das rigide Vor-
gehen von Herrn B in Sachen
„wirtschaftlicher Einsatz von
Mitarbeitern“ gefährdet sieht,
dies aber hinter dem Vorwurf
der „mangelnden Fachkompe-
tenz von Herrn B“ verbirgt. Herr
B wiederum fühlt sich durch die-
sen Vorwurf, den Herr A in einer
größeren Projektteam-Runde
geäußert hat, zutiefst verletzt
und in seinem Wunsch nach
fachlicher Anerkennung nicht
bestätigt.

Die vierte Phase der kreativen
Ideensuche und Optionenbil-
dung kann zu den angenehms-

ten für den Mediator gehören,
da hier oft erstaunlich kreatives
Potenzial bei den Konfliktpartei-
en freigesetzt wird.  Es gibt kei-
ne Denkverbote, alles ist
erlaubt.

Erst bei der Bewertung und Aus-
wahl von Optionen kehrt wieder
Nüchternheit ein, denn die
Lösungen müssen die Interessen
und Bedürfnisse aller Konflikt-
beteiligten berücksichtigen. Da
aber die Lösungsmöglichkeiten
von den Konfliktparteien selbst
erarbeitet wurden, fällt die Aus-
wahl und Einigung leichter.

So könnte eine Lösung in unse-
rem Fall darin bestehen, dass sich
Herr A für seine Äußerung der
mangelnden Fachkompetenz bei
Herrn B öffentlich entschuldigt
und Herr B bei der Umsetzung
seiner Pläne die Ängste von Herrn
A berücksichtigt und seine Vor-
schläge zur Umsetzung mit ein-
bezieht.

Die Einigung wird in der letzten
Phase der Mediation als schriftli-
che Vereinbarung mit Unter-
schriften festgehalten und ggf.
rechtlich geprüft.

Da den Konfliktparteien vom
neutralen, allparteilichen
Mediator absolute Vertraulich-
keit zugesichert und von den
Medianten ebenfalls völlige
Offenheit und Informations-
pflicht verlangt wird, ist nach
einer Einlassung auf das Verfah-
ren eine Einigung wahrscheinli-
cher als bei einer Konfliktrege-
lung durch Dritte mit Entschei-
dungsgewalt.

Grenzen der Mediation liegen
dann vor, wenn die Konfliktpar-
teien nur einen Schiedsrichter
suchen oder eine der Parteien
therapeutische Behandlung
benötigt. 

Die dbb akademie hat eigene
Mitarbeiter nach den Richtlinien
des Bundesverbandes für

Mediation berufsbegleitend zu
Mediatoren ausbilden lassen, die
nun Mediationsverfahren selbst
durchführen und in Kooperation
mit externen Mediatoren aller
Berufsbereiche arbeiten.

Darüber hinaus bieten wir Semi-
nare zur Thematik an, in denen
den Teilnehmern ein Überblick
über das Verfahren gegeben und
einige grundlegende mediative
Kompetenzen vermittelt wer-
den.

Die nächste Veranstaltung zum
Thema „Mediation – Vermitt-
lung im Konflikt“ findet vom
24. 9. bis 26. 9. 2003 in Königs-
winter-Thomasberg statt.

Ihre Ansprechpartnerin in der
dbb akademie:

Anke Weigend
stellv. Geschäftsführerin
Tel.: o2 28/81 93-1 20
Mail: 
a.weigend@dbbakademie.de

Unzureichende
Reformen

Zu wenig Entlastung für die
Kommunen bringen nach Auf-
fassung des Chefs der komba
gewerkschaft und stellvertre-
tenden dbb Bundesvorsitzen-
den Heinz Ossenkamp die Vor-
schläge der Bundesregierung
zur Gemeindefinanzreform.
Nach Einschätzung der komba
reichen die geplanten Maß-
nahmen, nämlich Ausweitung
der Bemessungsgrundlage der
Gewerbesteuer und Zusam-
menfassung von Sozial- und
Arbeitslosenhilfe, nicht aus,
um die katastrophale kommu-
nale Haushaltssituation wirk-
sam zu verbessern. Bei Kassen-
krediten von zurzeit 12 Milliar-
den Euro würde auch nach
Durchführung dieser Reform-
vorschläge der Pleitegeier noch
auf den Rathäusern sitzen. Sta-
bile Finanzen für die Kommu-
nen setzten zwingend einen

� komba
gewerkschaft Heinz

Ossenkamp,

Vorsitzender

der komba

gewerkschaft

und stellv.

dbb Bundes-

vorsitzender.

durchgreifenden Aufgabenab-
bau und eine massive Eindäm-
mung der Gesetzesflut voraus.
Nur wenn künftig klar sei, dass
Bund und Länder bei Aufga-
benzuweisungen an die Kom-
munen diese Aufgaben selbst
bezahlen müssen, könne das
Ziel der Gemeindefinanzre-
form erreicht werden, sagte
Ossenkamp.

� GdS

An gesetzlicher
Unfallversicherung
festhalten
Die Gewerkschaft der Sozial-
versicherung (GdS) ist besorgt

über den Vorschlag einer vom
bayerischen Ministerpräsiden-
ten Edmund Stoiber eingesetz-
ten Deregulierungskommissi-
on. Demnach sollen die Versi-
cherungsaufgaben der Berufs-
genossenschaften in den Wett-
bewerb gestellt werden. Der
GdS-Bundesvorsitzende Klaus
Dauderstädt hat in einem
Schreiben an den bayerischen
Staatsminister Erwin Huber
davor gewarnt, die Struktur
der gesetzlichen Unfallversi-
cherung in Deutschland in Fra-
ge zu stellen. Die Kombination
von staatlicher Unfallversiche-
rung und Unternehmenshaft-
pflicht, so Dauderstädt, sichere
eine weitgehend konfliktfreie
soziale Abwicklung der Risiken
Arbeitsunfall, Berufskrankheit
und arbeitsbedingte Gesund-
heitsgefahren. Zugleich ver-
wies der GdS-Chef auf die
erfolgreiche und vorbildliche
Arbeit der gesetzlichen Unfall-
versicherung. Die Diskussion
über die Beseitigung der
gesetzlichen Unfallversiche-
rung sei nicht neu. Entspre-
chende Vorschläge hätten sich

jedoch in der Vergangenheit
immer als schlecht begründet
und realitätsfremd erwiesen.
Dank umfassender Moderni-
sierungsmaßnahmen brauch-
ten die Berufsgenossenschaf-

Klaus 

Dauderstädt,

Vorsitzender

der GdS.

ten auch einen Vergleich mit
der Privatwirtschaft nicht zu
scheuen. In keinem anderen
Bereich habe es in den letzten
Jahren so stabile Beitragsver-
hältnisse gegeben wie in der
Unfallversicherung. Die GdS
erwartet von der bayerischen
Staatsregierung, dass sie mit
einer Festlegung auf die bishe-
rige Systematik der deutschen
Unfallversicherungen wieder
klare Verhältnisse schafft.
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Mediation – ein erfolgreiches
Verfahren zur Konfliktlösung?
Seit Monaten ist die Situation
festgefahren:

Herr A und Herr B, in ihrer Be-
hörde zuständig für die Umset-
zung neuer Steuerungsinstru-
mente, reden nicht mehr mitein-
ander.

Die ursprüngliche Sachauseinan-
dersetzung, bei der es im Zuge
der geplanten Dezentralisierung
um den wirtschaftlichen Einsatz
personeller Ressourcen ging, hat
sich zu einem handfesten Kon-
flikt ausgeweitet, mit erhebli-

chen Auswirkungen auf die
jeweiligen Projektteams.

Die von der Behördenleitung ini-
tiierten Projekte drohen zu schei-
tern, Gespräche der Vorgesetzten
mit den Projektleitern bleiben
ohne Wirkung.

Unter den Mitarbeitern machen
sich Unbehagen und Misstrauen
breit, die Konfliktparteien sind
nur noch auf Kampf und
Behauptungswillen getrimmt.

Ein administratives Einschreiten
der Vorgesetzten erscheint
unausweichlich.

Diese oder ähnliche Situationen,
bei denen Konflikte eskalieren
und gar nicht mehr oder nur
durch die Entscheidungsgewalt
Dritter gelöst werden können,
gibt es in vielen Bereichen, auch
außerhalb des Arbeitsumfeldes:
In der (Welt-)Politik, in der Schu-
le, in Organisationen und Verei-
nen, innerhalb der Familie oder
der Nachbarschaft.

Welche Alternativen gibt es nun
zur rein administrativen Kon-

fliktregelung, die häufig Verlust
oder Gewinn für eine Partei
bedeutet?

Seit einigen Jahren hat sich in
Deutschland ein neues Konflikt-
lösungsverfahren etabliert, das
auf die Entscheidungsgewalt
eines Dritten verzichtet: die
Mediation.

Aus den USA kommend wurde
das Verfahren zunächst vor
allem in Form der Familien- oder
Scheidungsmediation einge-
setzt, inzwischen hat es sich auf
die verschiedensten Bereiche
ausgeweitet.

Aber was ist nun
Mediation? 
Als Erstes sollte man die Me-
diation nicht mit der Meditation
verwechseln, auch wenn ein
gelegentliches Meditieren im

Sinne von einem In-sich-Gehen
im Rahmen der Mediation
durchaus von Nutzen sein kann.

Nein, Mediation hat gar nichts
Esoterisches, im Gegenteil, es
bedeutet harte Arbeit für die
Konfliktparteien:

Die Mediation setzt auf hohe
Autonomie und Eigenverant-
wortung der Konfliktparteien in
Bezug auf die Lösungsfindung. 

Ziel ist eine „Win-Win-Lösung“,
der faire Ausgleich der Interes-
sen, die Konfliktregelung durch
Konsens, nicht durch Recht oder
Macht.

Die Mediation will zukünftiges
Zusammenleben, Kommunizie-
ren und Kooperieren ermögli-

chen. Sie ist zukunftsorientiert
und will nicht Vergangenes auf-
arbeiten.

Die Vergangenheit ist wichtig,
aber man darf nicht in ihr ver-
harren.

Der Mediator ist in diesem
Zusammenhang lediglich Exper-
te in der Kunst der Übersetzung,
der Verhandlung und der Ver-
mittlung; er fungiert als neutra-
ler, allparteilicher Dritter ohne
Entscheidungsgewalt. Das Han-
deln des Mediators ist als Hilfe
zur Selbsthilfe gedacht.

Das Mediationsverfahren verei-
nigt Theorien und Handlungs-
muster aus verschiedenen Fach-
richtungen, unter anderem aus
der Psychologie, der Pädagogik
und der Kommunikationswis-
senschaft.

Die Potenziale von Mediation
basieren vor allem auf der Ver-
bindung zweier Elemente: der
Veränderung von Konflikt- und
Kommunikationsmustern und
der Strukturierung der Kommu-
nikation durch die vorgegebe-
nen Schritte und Phasen eines
Mediationsverfahrens.

Die prozessuale Steuerung des
Ablaufs eines Mediationsverfah-
rens durch den Mediator ermög-
licht eine strukturierte und pro-
blembezogene Auseinanderset-
zung.

Dem Mediator stehen eine
ganze Reihe von Methoden und
Techniken zur Verfügung, die
den Prozess steuern und die
gewaltfreie, konstruktive Aus-
einandersetzung fördern. Dazu

gehören zum Beispiel aktives
Zuhören, Zusammenfassen und
Paraphrasieren, das Spiegeln
und Doppeln, bestimmte Frage-,
Verhandlungs- und Deeskalati-
onstechniken sowie Moderati-
ons- und Kreativitätstechniken.

Wie könnte nun ein Mediations-
verfahren aussehen, in das sich
Herr A und Herr B aus dem oben
skizzierten Fallbeispiel auf frei-
williger Basis (die Freiwilligkeit
ist eines der Grundprinzipien der
Mediation) begeben würden?

In der ersten Phase, Arbeits-
bündnis oder Vorbereitung
genannt, erfolgt die Konfliktana-
lyse, werden die Erwartungen an
das Verfahren erfragt, das Ziel
der Mediation und die Rolle des
Mediators sowie die Verfahrens-
regeln erläutert. Ein Mediations-
vertrag besiegelt das Vereinbar-
te.

In der zweiten Phase werden
Informationen gesammelt und
Themenbereiche erarbeitet, die
für das Verfahren relevant sind.
Entscheidend ist in dieser Phase,
dass die von den Konfliktpartei-
en geäußerten Positionen in
neutrale Themen umformuliert
und eine Gewichtung bzw. Rei-
henfolge der Bearbeitung fest-
gelegt werden.

Ein Beispiel für eine Umformulie-
rung könnte lauten: „Sachgerech-
ter Einsatz  personeller Ressour-
cen“ anstelle von „Beendigung
des unwirtschaftlichen Einsatzes
personeller Ressourcen“.

Die dritte Phase der Interes-
senklärung ist häufig die
schwierigste und das Herzstück
der Mediation: Hier geht es da-
rum, die tatsächlichen  Interes-
sen und Bedürfnisse hinter den
Positionen zu erkennen und die
Konfliktbeteiligten darin zu
unterstützen, ihre jeweils eige-
nen zu erkennen und die des
anderen anzuerkennen.

Häufig wird in dieser Phase erst
klar, dass hinter dem vorder-
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Einmalzahlung 2000: 

Klage erheben
Der dbb rät Versorgungsempfängern, die nach
dem Bundesbesoldungs- und -versorgungsan-
passungsgesetz 2000 von der Einmalzahlung
ausgeschlossen sind, zur Klage. Das ist erforder-
lich, nachdem die Dienststellen entsprechende
Anspruchsschreiben der Betroffenen abgelehnt
und auch die Widersprüche gegen die Ableh-
nungsbescheide zurückgewiesen haben.

Das Formular mit dem Entwurf
der Musterklage steht zum
Download auf der dbb Home-
page unter „Aktuelle Nachrich-
ten“ zur Verfügung. Klagebe-
rechtigt ist nur, wer sowohl
auf das Anspruchsschreiben
als auch auf den darauf folgen-
den Widerspruch – für beide
Vorgänge hatte der dbb eben-
falls Mustertexte zur Verfü-
gung gestellt – einen abschlä-
gigen Bescheid erhalten hat.

Auch ist es zur Wahrung des
Rechtsstandes notwendig,
dass die Betroffenen innerhalb
eines Monats, nachdem sie die
Ablehnung ihres Widerspru-
ches erhalten haben, Klage
erheben. Adressat hierfür ist
das in dem jeweiligen Wider-

spruchsbescheid angegebene
Gericht. Mit einer Nachzah-
lung der einbehaltenen Ein-
malzahlungen können nur die-
jenigen rechnen, deren Wider-
spruchsbescheid noch nicht
rechtskräftig ist, sofern das
Bundesverfassungsgericht ein
positives Urteil fällt.

Das Verwaltungsgericht
Hamburg hatte den im BBVAn-
pG 2000 festgelegten Aus-
schluss der Versorgungsemp-
fänger von der Einmalzahlung
an das Bundesverfassungsge-
richt weitergeleitet. Dieses
prüft derzeit, ob das Einbehal-
ten der Einmalzahlung unter
den gegebenen Umständen
mit dem Grundgesetz verein-
bar ist.

zeit laufenden gehören zwei
Internetcafés beim Roten
Kreuz und bei der Caritas:
Zum einen betreibt Herr Jung
diese Cafés, zum anderen gibt
er PC- und Internetkurse. In
Gedanken ist er schon beim
nächsten Projekt – „Hortkin-
der ans Netz“. Herr Jung will
dem Nachwuchs Zugang zu
Computern verschaffen und
parallel Kindergärtnerinnen
im Umgang mit dem PC aus-
bilden, damit sie die Steppkes
künftig selber anleiten kön-
nen.
„Engagement kennt kein
Alter“, bilanziert Bundesminis-
terin Renate Schmidt das erste
EFI-Jahr zufrieden. „Die Reso-
nanz auf das Modellpro-
gramm ist über Erwarten

groß“, es haben sich erheblich
mehr ältere Menschen für die
Tätigkeit als seniorTrainer
interessiert als mit Kursange-
boten abgedeckt werden
konnte. Doch die „Unruhe-
ständler“ können aufatmen:
Das Modellprogramm läuft
noch bis 2006. Bis dahin
erhofft sich die Bundesmini-
sterin, „dass viele neue Pro-
jekte älterer Menschen ent-
stehen und dass auch die jün-
geren Jahrgänge sich an die
seniorTrainer wenden, um
gemeinsam mit ihnen ein
lebendiges Gemeinwesen zu
gestalten. „Alter“, so Renate
Schmidt, „ist nicht Stillstand,
sondern eine Zeit mit neuen
Herausforderungen und Ent-
wicklungschancen.“

Fliegende Händler

Aus alten Filmen sind sie uns
noch bekannt, die fliegenden
Händler, die mit ihren Bauch-
läden von Dorf zu Dorf zogen
und Schnürsenkel, Rasierklin-
gen und Heftpflaster feilbo-
ten. Gelegentlich findet man
deren Nachfahren noch in
Fußgängerzonen, wo sie
Modeschmuck oder Sonnen-
brillen verkaufen. Im großen
Stil hat jetzt die Post die Vor-
teile der Bauchläden für die
Bilanz des Unternehmens
wieder entdeckt: 18 000
Postler sind zugleich als Möp-
se im mobilen Postservice
unterwegs, dienen dem Bür-
ger als fliegendes Einsatzper-
sonal, sozusagen als Filialer-
satz. Der Bürger geht nicht
mehr zum Postamt, sondern
das Amt kommt auf Zuruf
oder Wink über den Garten-
zaun zum Kunden. Flink ist
die Rucksackfiliale aufge-
baut. „Darf’s noch eine Über-
weisung sein, gnädige Frau?“
Und was dieser fliegende Ser-
vice an Geld spart, denn
weder Immobilien noch Mie-
ten noch Inventar schlagen
zu Buche, wenn der Mops das
Füllhorn der mobilen Postlei-
stungen über den Bürger
ausschüttet.
Dass die Politiker in Bund,
Ländern und Kommunen
dem Beispiel der Post noch
nicht gefolgt sind, erscheint

angesichts der enormen
Einsparpotentiale unver-
ständlich. Wie leicht wäre es
doch, den viel beschworenen
effizienten Staat Wirklichkeit
werden zu lassen, indem der
Beamte zum Bürger geht
und nicht der Bürger zum
Beamten. Der Sachbearbei-
ter des Finanzamtes käme
ins Haus, um die Steuer-
erklärung zu bearbeiten, der
Standesbeamte würde in der
Wohnung die Geburt des
Stammhalters beurkunden.
Wie freundlich klänge die
Mitteilung der Polizei, wenn
es dort hieße, „wir werden
sie dann und dann besu-
chen“ , statt „hiermit laden
wir sie vor“. Auch die Doku-
mentation und – wichtiger
noch – die Abrechnung der
mobilen Verwaltungsakte
sollte im Laptop-Zeitalter
kein Problem darstellen:
Über eine mit Pay-Funktion
ausgestattete Verwaltungs-
dienstleistungskundenkarte
(VerwKuKa) ließe sich das
leicht bewerkstelligen. Zur
Erhöhung der Akzeptanz
sollte dem Bürger das Aufla-
den der Karte ohne Aufwand
ermöglicht werden, also an
jeder Tankstelle und selbst-
verständlich bei jedem
Mops, dem freundlichen
Postler im mobilen Service-
dienst.
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Seniorendbb

Aktion „seniorTrainer“:

Engagement
kennt kein Alter

Seit einem Jahr gibt es „EFI“. EFI heißt „Erfah-
rungswissen für Initiativen“ und bezeichnet ein
bundesweites Modellprogramm des Bundesmi-
nisteriums für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend, in dem sich ältere Menschen zu „senior-
Trainern“ qualifizieren können: Senioren, die
nach dem Ausscheiden aus dem Beruf und nach
der aktiven Familienphase eine neue Herausfor-
derung suchen und ihr Erfahrungswissen an
Initiativen, Gruppen und Projekte weitergeben
möchten – beispielsweise im Ehrenamt. Eine
erste Zwischenbilanz zeigt: EFI ist ein Renner.

Früher ging das soziale Enga-
gement von Herrn Jung nicht
„übers Blutspenden hinaus“.
Aber, nachdem er bis zum
Vorruhestand als Einkaufslei-
ter in der Computer- und
Ölbranche „gezwungener-
maßen für die Rentenversi-
cherung“ gearbeitet hatte,
wollte er nun etwas machen,
was ihm Freude bereitet und
von dem andere auch noch
profitieren können. In der Zei-
tung suchte Herr Jung nach
Möglichkeiten ehrenamtli-
cher Tätigkeit. Dabei stieß der
Rentner auf die Freiwilligen-
zentrale Düsseldorf, wo er
von EFI und der Aktion „seni-
orTrainer“ erfuhr: Im Rahmen
von insgesamt drei dreitägi-
gen Kursmodulen werden
den angehenden seniorTrai-
nern Leitfäden für die spätere
Tätigkeit an die Hand gege-
ben. Es geht um die Gestal-
tung von Beratungsbeziehun-
gen zu Initiativen und Projek-
ten, um das Vermitteln von
(Erfahrungs-)Wissen und
Kompetenzen, um das Initiie-
ren von Projekten und Aktio-
nen im Gemeinwesen. Die
seniorTrainer sollen, darauf
zielt das Modellprojekt ab,

mehr sein als freiwillig enga-
gierte Senioren: seniorTrainer
steht für ein neues Profil, eine
neue Altersrolle.

Wegbereiter und
Motoren
„seniorTrainer sind Wegberei-
ter und Motoren eines Prozes-

ses, in dem sich Ältere in neu-
en Verantwortungsrollen
engagieren. Ihr Erfahrungswis-
sen, das sie dabei einbringen,
ist eine wichtige gesellschaftli-
che Ressource, die über die
Freiwilligeninitiativen hinaus
ihnen selbst und der ganzen
Gesellschaft zugute kommt“,
heißt es in der Projektbeschrei-
bung. Die Kurse, die bei
überörtlichen Bildungsträgern
in den neun am Modellprojekt
beteiligten Bundesländern
stattfinden, werden überwie-
gend kostenfrei angeboten.
Die Teilnehmer verpflichten
sich, ihr Wissen an Initiativen,
Vereine oder Freiwilligenverei-
nigungen in ihrer Kommune
weiterzugeben. Ausgebildete
seniorTrainer erhalten eine
SeniorenEhrenamtsKarte
(Seneka), die als Nachweis
dient und gleichzeitig einen
Versicherungsschutz während
ihrer künftigen Tätigkeit bietet.

„Klingt gut“, dachte sich Herr
Jung, und meldete sich für die
erste EFI-Fortbildungsreihe. 

Resonanz übertrifft
Erwartungen

Die ist nunmehr beendet, und
neben Jung haben mehr als
200 weitere seniorTrainer-Pio-
niere den Kurs erfolgreich
abgeschlossen. Das, was ihm
das Seminar hauptsächlich
vermittelt hat, ist „das Zusam-
menleben oder das Erlernen
der Gemeinschaft“, meint Herr
Jung. Der Beruf hatte seinen
Tribut gezollt, der Ruheständ-
ler musste erst einmal heraus-
bekommen, „wie so ein Netz,
eine soziale Gemeinschaft
funktioniert“. Das hat Herr
Jung mittlerweile bestens
raus. Im Anschluss an das EFI-
Programm entwickelte der
Computer-Liebhaber eine Rei-
he von Projekten. Zu den der-
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Kulisse dbb

E
in philippinischer Karaoke-
Sänger hat seine Interpre-
tation des Sinatrahits „My

Way“ mit dem Leben bezahlt:
Ein Gast geriet wegen der vie-
len falschen Töne während der
Darbietung dermaßen in Rage,
dass er mit einem Messer auf
den Sänger einstach. Die Verlet-
zungen waren so schwer, dass
der unglückliche Barde trotz
ärztlicher Bemühungen im
Krankenhaus von Manila starb.

N
ur wenige Stunden in
Freiheit und schon wie-
der in Haft: Nachdem ein

27-jähriger Mann aus Mön-
chengladbach aus dem Gefäng-
nis entlassen worden war, feier-
te er im Hauptbahnhof ausge-
lassen seine Freiheit. Weil er

D
er Ostsee-Schnäpel ist
eine Delikatesse. Sein
Fleisch ist fest und mager,

es hat wenig Gräten und der
Fisch gehört – wie Lachs und
Forelle – zur wohlschmeckenden
Salmonidenfamilie. Mitte der
neunziger Jahre landeten wegen
Überfischung gerade einmal 2,7
Tonnen Ostsee-Schnäpel in den
Netzen der Fischer. Das soll nach
dem Willen des Ministeriums
für Ernährung, Landwirtschaft,
Forsten und Fischerei Mecklen-
burg-Vorpommerns anders wer-
den. Umfangreiche Maßnah-
men, insbesondere im Stettiner
Haff und im Achterwasser, führ-
ten zu einer Stabilisierung des
Bestandes, und es wird jetzt mit
Jahreserträgen von 30 Tonnen
gerechnet. Die Hauptfangzeit ist

zeichnung in ganz Europa
geschützt. Kein Fleischer in
einem anderen EU-Land darf
die Nürnberger Würstchen
mehr nachahmen. Drei Kriteri-
en legte die EU-Kommission für
echte Nürnberger fest: Sie müs-
sen aus dem Stadtgebiet Nürn-
berg stammen, sieben bis neun
Zentimeter lang sein und zwi-
schen 20 und 25 Gramm wie-
gen.

aber dabei im Rausch einen Pas-
santen mit einer Bierflasche
bewarf, fand er sich kurze Zeit
später in vertrauter Umgebung
wieder. „Morgens raus, mittags
rein“, bilanzierte ein Sprecher
des Bundesgrenzschutzes den
Vorfall.

Z
auberlehrlinge leben
gefährlich, selbst wenn sie
sich an Harry Potter orien-

tieren: Eine 21-jährige Spanierin
hat versucht, einen Zaubertrank
zu brauen, der in einem der
Harry-Potter-Romane beschrie-
ben wird. Das Gebräu aus Öl,
Alkohol, Mundwasser, Zahnpa-
sta und Seife verursachte beim
Erhitzen eine heftige Explosion.
Als Schmelztiegel hatte die ver-
kappte Zauberin einen Pla-
stikbecher benutzt.

D
ie japanische Polizei hat
sich eine neue Methode
zur Abschreckung von

Spitzbuben einfallen lassen:
Statt mit Sirenengeheul will sie
mit Glockenklängen ihre Prä-

nach der Geburt ihres Kindes
verheiratet. Zwölf Jahre zuvor
war es nur die Hälfte gewesen.
Im Osten schlossen dagegen
nach der Geburt ihres Kindes
nur 41 Prozent der Mütter den
Bund fürs Leben. Dies ergab
eine Studie des Deutschen
Jugendinstituts im Auftrag des
Bundesfamilienministeriums.

N
ürnberger Bratwürste
müssen nach einer Ent-
scheidung der EU-Kom-

mission künftig immer aus
Nürnberg kommen. Ab sofort
ist der Name als Herkunftsbe-

senz zeigen. An dem Pilotpro-
jekt sind 90 Streifenwagen in
der Provinz Toyama beteiligt.
Drei computergenerierte
Glockentöne wurden dafür von
Musiktherapeuten ausgewählt.
Sie glauben, dass die Klänge
mit einem langsamen Rhyth-
mus und einer bestimmten
Tonlage auf die Anwohner
beruhigend wirken. Der Ver-
such ist Teil eines Konzeptes,
die Wachsamkeit der Bevölke-
rung zu erhöhen, ohne sie ner-
vös zu machen.

D
ie Ehe ist bei jungen Müt-
tern im Westen wieder
Trend, im Gegensatz zu

den Frauen im Osten: 75 Pro-
zent aller Frauen in den alten
Bundesländern sind ein Jahr

Ostsee-Schnäpel

das Dach eines dreistöckigen
Hauses. Nachbarn machten
dem gefährlichen Spiel schließ-
lich ein Ende, indem sie den Kids
die Fernbedienung abnahmen.

Feinschmeckertipp: 

Ostsee-Schnäpel
W

ie kinderleicht
mancher Bau-
kran zu bedienen ist,

haben drei Kids in Freiburg
bewiesen: Sie schlichen sich auf
eine Großbaustelle und brach-
ten den Kran in Gang. Um das
Gerät zu testen, transportierten
die Kinder – alle unter 14 Jahre
alt – ein Toilettenhäuschen auf

im Dezember. Was noch fehlt, ist
ein Vermarktungskonzept, das
unter Einbeziehung der Fisch-
branche erarbeitet werden soll.

D
ie Selbstjustiz eines
Bochumer Kleingärtners
ging gründlich daneben.

Weil sich der 48-jährige Mann
über die Lärmbelästigung durch
Mopedfahrer in seiner Garten-
kolonie belästigt fühlte, griff er
schließlich zu einem Eimer Was-
ser und versteckte sich hinter
seinem Zaun, um den nächsten
Knatterer mit einem feuchten
Gruß zu attackieren. Bei der
ersten sich bietenden Gelegen-
heit goss er das Wasser über den
vermeintlichen Störenfried.
Doch dumm gelaufen, es war
ein Polizist auf einem Roller, der
für Ruhe und Ordnung in den
Schrebergärten sorgen sollte.
Prompt erhielt der ruhesuchen-
de Kleingärtner eine Anzeige
wegen gefährlichen Eingriffs in
den Straßenverkehr.
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Riester-Rente:

Verfassungswidrig?
Bei der Riester-Rente müssen Frauen höhere Beiträge
einzahlen als Männer, um hinterher die gleiche
monatliche Rente zu erhalten. Zahlen sie gleich viel
ein, ist die monatliche Auszahlung im Alter niedriger
als bei Männern. Nach Ansicht der Frankfurter Verfas-
sungsrichterin Ute Sacksofsky verstößt die neue 
private Altersvorsorge damit gegen das Gleichberech-
tigungsgebot des Grundgesetzes, wie die „Süddeut-
sche Zeitung“ berichtete.

Nach Ansicht der Wissenschaft-
lerin verstößt der Staat dadurch,
dass er die Tarife der privaten
Versicherungsunternehmen, die
höhere Beiträge für Frauen vor-
sehen, zertifiziert, gegen das
Gleichbehandlungsgebot. Auch
wenn Männer und Frauen für
ihre Einzahlungen die gleiche
staatliche Förderung erhielten,
müsse sich der Staat das Verhal-
ten der Versicherer, die für Män-
ner und Frauen unterschiedliche
Tarife anbieten, zurechnen las-
sen. Wenn sich die Versicherer,
die so genannte Riester-Produk-
te anbieten, auf „versicherungs-
mathematische Grundsätze“
zurückzögen (im Durchschnitt
werden Frauen älter als Männer
und belasten deswegen die
Alterssicherungssysteme für
eine längere Zeit, weswegen die
monatliche Prämie niedriger
ausfällt), so könne sich der Staat
dies nicht ohne weiteres zu
Eigen machen, indem er solche
Produkte zertifiziere und damit
de facto legalisiere. Als Parallel-
beispiel nennt Sacksofsky eine

Privatschule, deren Betreiber
sich dazu entschließen, nur noch
weiße Kinder aufzunehmen
oder nach der Religionszu-
gehörigkeit zu differenzieren.
Auch hier würde es zu Recht
einen Aufschrei geben, wenn
eine solche Schule mit öffentli-
chen Mitteln gefördert würde,
weil hierbei jeder sofort die Dis-
kriminierung erkenne. Auch hier
könne sich der Staat nicht ein-
fach hinstellen und sagen, er
behandle alle gleich, was aber
andere mit seinem Geld mach-
ten, dafür könne er nichts. 

Mittelbare 
Diskriminierung
Selbst, wenn die Vorschriften zur
Riester-Rente nicht unmittelbar
diskriminierend seien, so sei
doch zumindest von einer mit-
telbaren Diskriminierung auszu-
gehen, die dann vorliege, wenn
ein Gesetz geschlechtsneutral
formuliert sei, sich aber auf
Männer und Frauen unter-
schiedlich auswirke und eine der

beiden Gruppen benachteilige.
Solche Regelungen seien nur
dann zulässig, wenn sie durch
objektive Gründe gerechtfertigt
seien. Es seien aber keine Grün-
de ersichtlich, warum der Staat
ein Interesse daran haben soll-
te, Anbieter von Altersvorsorge-
produkten zu unterstützen, die
nach dem Geschlecht differen-
zieren. 

Zudem sei die Durchsetzung
der Gleichberechtigung von
Frauen und Männern Verfas-
sungsauftrag. In der gesetzli-
chen Rentenversicherung gäbe
es ebenfalls keine Unterschei-
dung nach Männern und Frau-
en. Sie erhielten bei gleicher
Einzahlung monatlich eine
gleich hohe Rente. Dies sei auch
richtig. Die private Altersvorsor-
ge, also die Riester-Rente, sei
aber eingeführt worden, um
die geschaffene Lücke bei der
gesetzlichen Rentenversiche-
rung zu schließen, die durch die
Absenkung des Rentenniveaus
entstanden sei. Der Staat darf
nach Ansicht von Ute Sacksofs-
ky nur solche Produkte zertifi-
zieren, die gleiche Tarife für
Männer und Frauen anbieten.
Dann bekämen zwar Männer
eine etwas geringere Rendite
und Frauen eine etwas höhere
als jetzt, bei der Einzahlung sei-
en aber alle gleich zu behan-
deln. Ein Beispiel für die derzei-

tige Rechtslage: Eine 30 Jahre
alte Frau und ein 30-jähriger
Mann zahlen jeweils gleich viel
in einen Altersvorsorgevertrag
bei der Allianz Leben ein. Mit 65
Jahren erhält der Mann laut
einer Beispielrechnung der Versi-
cherung eine Rente von 784,28
Euro, die Frau aber nur 679,29
Euro. Das sind 105 Euro weniger
pro Monat und damit gut 13 Pro-
zent. Auch bei anderen Anbietern
unterscheiden sich die Tarife in
ähnlicher Höhe. Der Grund für
diese Differenzierung ist die sta-
tistisch im Durchschnitt fünf bis
sechs Jahre längere Lebenserwar-
tung von Frauen. In der Auszah-
lungsphase muss das angesparte
Geld folglich über einen längeren
Zeitraum verteilt werden. Des-
halb fallen die monatlichen
Raten geringer aus, unabhängig
davon, wann die Frau tatsächlich
stirbt. Im Ergebnis bedeutet das:
Frauen müssen entweder
während ihres Berufslebens
monatlich mehr sparen als ihre
Kollegen, um eine gleich hohe
Rente zu erhalten oder sie müs-
sen im Ruhestand monatlich mit
weniger Geld auskommen. 

Ute Sacksofsky hat mehrere Jah-
re lang als wissenschaftliche Mit-
arbeiterin beim Bundesverfas-
sungsgericht gearbeitet und seit
1999 einen Lehrstuhl für öffentli-
ches Recht an der Universität
Frankfurt. 

Kinderbetreuungskosten:

Klage abgewiesen
In dem von der dbb bundes-
frauenvertretung unterstütz-
ten und mit Rechtsschutz des
dbb ausgestatteten Verfahren
zur steuerlichen Absetzbarkeit
von Kinderbetreuungskosten
als Werbungskosten bei bei-
derseitig erwerbstätigen Ehe-
gatten ist nunmehr das am 
10. April 2003 ergangene
Urteil des niedersächsischen
Finanzgerichts zugestellt wor-
den. 
Das Finanzgericht hat die Kla-
ge abgewiesen. Auch der in der
mündlichen Verhandlung ein-

gebrachte Hinweis auf die Pa-
rallelen zum Bundesverfas-
sungsgerichtsurteil zur steuer-
lichen Anerkennung der dop-
pelten Haushaltsführung vom
4. Dezember 2002 konnte das
Finanzgericht nicht überzeu-
gen. Das Finanzgericht hat
aber die Revision zugelassen,
was den nächsten Verfahrens-
schritt deutlich einfacher
macht. Die Revision ist mittler-
weile beim BFH eingelegt wor-
den und wird unter dem
Aktenzeichen VI R 42/03
geführt.

Neue Internethomepage der 
dbb bundesfrauenvertretung: 

Jetzt noch besser!
Die dbb bundesfrauenvertretung hat eine neue Homepage.
Unter www.frauen.dbb.de können Interessierte Informationen
über die dbb bundesfrauenvertretung abrufen. Außerdem fin-
den Sie unsere Veröffentlichungen zum Downloaden und
Materialien zu verschiedenen Veranstaltungen. Der Informati-
onsdienst „frauen im dbb“ kann dort ebenfalls eingesehen
werden.


